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Vorbemerkung

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. wurde 1976 gegründet als „Dachverband psychosozialer Hilfs-
vereinigungen in der BRD e.V.“ von Vertretern bürgerschaftlicher Hilfsvereine in der ersten Phase der 
deutschen Psychiatriereform (1965 – 1980). Im Jahr 2003 erfolgte seine Namensänderung. 

Seit seiner Gründung versteht sich der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. als der Zusammenschluss 
gemeindepsychiatrischer Trägerorganisationen, die ambulante, lebensweltorientierte Hilfen für psychisch 
erkrankte Menschen und ihre Angehörigen anbieten. Zu ihnen gehören professionelle Anbieter in unter-
schiedlichsten Rechtsformen, aber auch die sozialraumorientierten Unterstützungsangebote engagierter 
Bürger sowie Organisationen der Selbsthilfe Psychiatrie-Erfahrener und Angehöriger.

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. hat sich inzwischen zu einem sozialwirtschaftlichen Verband 
entwickelt, der Trägerorganisationen gemeindepsychiatrischer Arbeit ebenso vertritt wie Organisationen  
der Selbsthilfe und des bürgerschaftlichen Engagements.
Der Verband vertritt regional und bundesweit vernetzte Organisationen, die sich an gemeindepsychiatri-
schen Werten wie Inklusion, Lebensweltorientierung, Empowerment und Vernetzung orientieren sowie 
trialogisch, ambulant und leitliniengerecht arbeiten. 

Alle im Dachverband  Gemeindepsychiatrie  e.V. zusammengeschlossenen Organisationen stehen für ein 
gemeinsames „Konzept Gemeindepsychiatrie“. Damit sind der Vorrang zuverlässiger ambulanter vor sta-
tionärer Hilfen sowie ein Behandlungskonzept gemeint, das sich am Empowermentgedanken und den 
S3-Leitlinien Psychosoziale Therapien orientiert, die Nutzerbeteiligung aktiv fördern und die Entwicklung 
inklusiver Strategien forcieren. 

Die Debatte um die UN-Behindertenrechtskonvention und die Inklusion bedingt eine Neugestaltung der 
psychosozialen Hilfen unter Einbeziehung bürgerschaftlichen Engagements, psychiatrie-erfahrener Men-
schen und Angehöriger. Dies zu fördern und im Rahmen seiner Projekte Lobbyarbeit für diese Anliegen zu 
betreiben, ist eine zentrale Aufgabe des Dachverbands Gemeindepsychiatrie e.V. 

Die im Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. zusammengeschlossenen Organisationen arbeiten interdis-
ziplinär und multiprofessionell. Sie vertreten keine berufsständischen Interessen und sind unabhängig von 
industriellem Sponsoring. Die Verpflichtung zur Förderung der Selbsthilfeaktivitäten von Psychiatrie-Erfah-
renen und Angehörigen sowie die Förderung des Trialogs und der Mitarbeit engagierter Bürger sind ihr 
Kennzeichen. 

Die Landesverbände und die regionalen Mitglieder setzen sich für gemeindeintegrierte therapeutische und 
rehabilitative Hilfen ein. Sie tragen Sorge für dauerhafte soziale Inklusion und Integration, Selbstbestimmung, 
Vermeidung von Exklusion sowie gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen in seelischen 
Krisen und mit Behinderung. 

Seit 2009 führen Vorstand und die Mitgliedsorganisationen eine intensive Leitbild- und Zukunftsdiskussion, 
die auch im Jahr 2016 in unterschiedlichsten Veranstaltungen fortgesetzt wurde.
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Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 

Auszug aus dem Leitbild (MV 2011) 

… vertritt einen eigenständigen ambulanten Bereich der Gesundheits- und 
Sozialwirtschaft, der lebenswelt- und schnittstellenorientiert ist.

… vertritt eine Auffassung von Gemeindepsychiatrie, die das Selbst
bestimmungsrecht der NutzerInnen in den Mittelpunkt stellt.

… stellt den Mensch mit seinen individuellen Bedürfnissen und Ressourcen als 
Teil eines gewachsenen sozialen Systems in den Mittelpunkt.

… hat die Ermöglichung eines eigenverantwortlichen und selbstbestimmten 
Lebens psychisch erkrankter Menschen an ihrem selbstgewählten Wohnort 
als handlungsleitendes Ziel. 

… strebt als Basis der Zusammenarbeit eine respektvolle Begegnung mit dem 
Betroffenen und Beteiligung aller familiären und professionellen Akteure auf 
einer Augenhöhe an.

… setzt sich für eine größtmögliche Sicherstellung von Beziehungs- und Be-
handlungskontinuität sowie größtmögliche Transparenz ein.

… beachtet nicht-psychiatrische Hilfen. Hilfen sollen nur soviel wie fachlich 
und aus Sicht des Klienten nötig erbracht werden.

… setzt sich für eine Qualität der Behandlung und Betreuung ein, in der die  
Zusammenarbeit der Behandler und Betreuer in einem multiprofessionellen 
Team mit psychotherapeutischen Grundkompetenzen sichergestellt wird.

… fördert die soziale Inklusion in der Lebenswelt des erkrankten Menschen 
als Teil der Hilfsstrategien. Dabei gilt es, ein besonderes Augenmerk auf den 
Erhalt des Arbeitsplatzes zu richten und Verarmung als Krankheitsfolge zu 
verhindern.

… fördert regionale Netzwerkbildung zwischen den psychiatrischen Akteu-
ren, den anderen Hilfeanbietern und der Pflege der Netzwerke im Sozialraum.

… versteht sich als Partner aller Vereinigungen, die sich für Fortschritte bei 
der Entwicklung von gemeindepsychiatrischen Unterstützungsangeboten ein-
setzen.

… ist unabhängig von industriellem Sponsoring.
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1. Gremien und Organe 
Die Zusammensetzung des Vorstands und des Beirats repräsentieren ein breites Spektrum gemeindepsych-
iatrischer Anbieter und Organisationen von Betroffenen und Angehörigen. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. verbürgt als bislang einzige bundesweit tätige psychiatrische 
Fachorganisation in seiner Satzung (§ 17 Beirat) die Beteiligung der Psychiatrie-Erfahrenen, Angehörigen 
und bürgerschaftlich Engagierten in seinem Vorstand. Die gemeindepsychiatrischen Mitgliedsorganisationen 
sind satzungsgemäß aufgefordert, die Beteiligung Psychiatrie-Erfahrener und Angehöriger in ihren Organi-
sationen zu fördern. 

1.1. Geschäftsführender Vorstand

Wolfgang Faulbaum-Decke, 
Vorsitzender, 
Geschäftsführer Brücke 
Schleswig-Holstein gGmbH, 
Kiel                                                                                                                           

Kay Herklotz, 
stellv. Vorsitzender, 
Geschäftsführer Psychosozialer 
Trägerverein Sachsen e.V., 
Vorsitzender LV Gemeindepsy-
chiatrie, Sachsen,

Gerd Schulze, 
stellv. Vorsitzender, 
Vorsitzender Bürgerhilfe in 
der Psychiatrie LV Bayern e.V., 
München

Nils Greve, 
Schatzmeister
Arzt, Psychiater, 
Psychosozialer Träger-
verein Solingen e.V.,
Solingen

Petra Godel-Ehrhardt,
Schriftführerin,
Soziotherapeutin 
und rechtliche Betreuerin,
Hürth

Dr. Michael Konrad,
Geschäftsführer
Geschäftsbereich Wohnen 
ZfP Südwürttemberg,
Ravensburg

Stephanie Lerf,
Geschäftsführerin
AWOLYSIS / Vincentro gGmbH,
München/Augsburg

Mirko Ološtiak-Brahms,
Vorstand Bundesverband
Psychiatrie-Erfahrener e.V.,
Freiburg

Christian Zechert,
Vorstand BApK,
Detmold

Dr. Thomas Floeth, 
Geschäftsführer NiG Pinel,
Berlin 

1.2. BeisitzerInnen

Im Berichtsjahr fanden vier Vorstandssitzungen statt. 
Die Mitglieder des Vorstands vertraten den Verband im Berichtsjahr bei vielen 
psychiatriepolitischen Veranstaltungen und Treffen.
www.dvgp.org/verband/vorstand.html
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1.3. ���� Landesverbände und 
        assoziierte Partner 
Die Kontakte mit den Landesverbänden des Dach-
verbands Gemeindepsychiatrie e.V. wurden 2016 
weiter aktiv gepflegt und gestärkt. Bei den Veran-
staltungen der Landesverbände nahmen mehrfach 
die Geschäftsführerin, Referenten oder Mitglieder 
des Vorstands teil.
Jede Vorstandssitzung fand – nach deren ter-
minlichen Möglichkeiten – mit Delegierten der 
Landesverbände statt, die umfangreich über die Ak-
tivitäten des Dachverbands Gemeindepsychiatrie 
e.V. informiert wurden und ihrerseits die Situation 
in ihren Ländern rückmeldeten.
Eine weitere Gründung von Landesverbänden ist 
nach wie vor ein wichtiges Ziel des Dachverbands 
Gemeindepsychiatrie e.V. Bislang scheiterte dies an 
den zu knappen finanziellen und personellen Res-
sourcen des Verbands. 
Auch hier ist die Unterstützung und Netzwerkar-
beit engagierter Mitglieder für die Zukunft weiter 
wichtig.
Im Berichtsjahr bestanden insbesondere Kontakte 
zu den Landesverbänden:

o �Baden-Württemberg: 
Landesverband Gemeindepsychiatrie 
Baden-Württemberg e.V. 
Achim Dochat/Bärbel Nopper

   Schlosserstr. 28 a, 
   70180 Stuttgart
   www.gemeindepsychiatrie-bw.de
o �Mecklenburg-Vorpommern: 

Landesverband Sozialpsychiatrie 
   Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
   Sandra Rieck/Andreas Speck 
   Doberaner Str. 47, 18057 Rostock
 �  www.sozialpsychiatrie-mv.de/
o �Rheinland: 

Arbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrie 
   Rheinland e.V. (AGpR) 
   Claudia Seydthold 
   Paffrather Str. 70, 51465 Bergisch-Gladbach 
   www.agpr-rheinland.de/
o �Sachsen: 

Landesverband Gemeindepsychiatrie Sachsen 
e.V., Kay Herklotz 

   Fetscher Str. 10, 01309 Dresden
   www.psychiatrie-sax.de

o �Schleswig-Holstein: 
Landesverband Sozialpsychiatrie 
Schleswig-Holstein e.V. 

   Frank Nüsse 
   Große Straße 28-30, 22926 Ahrensburg
   www.psychiatrie-sh.de
o �Westfalen: 

Arbeitsgemeinschaft Gemeindepsychiatrischer 
Träger (AGT) 

   Volker Schubach 
   c/o Das Dach e.V. 
   Bielefelder Str. 7, 32756 Detmold

Mehr Informationen über die Landesverbände im 
Berichtsjahr sind unter dem Link

www.psychiatrie.de/dachverband/ueberuns/
landesverbaende

oder auf den jeweiligen Internetseiten einsehbar.

1.3.1 �Aktivitäten der Landesver-
bände

Landesverband Rheinland AGpR e.V.
Die AGpR hat sich 2016 insbesondere auf die 
großen Themen BTHG und das Pflegestärkungs-
gesetz konzentriert. Im Frühjahr 2016 traf sich der  
AGpR-Vorstand zu einem Austausch mit Vor-
stand und Geschäftsführung des Sozialverbands 
Deutschland, um ein gemeinsames Vorgehen gegen 
problematische Bestimmungen des Entwurfs zum 
BTHG auszuloten.
Die erste gemeinsame Aktion folgte schnell. Ge-
meinsam mit Betroffenen-Verbänden gelang eine 
Kundgebung vor dem Landtag in Düsseldorf. Re-
debeiträge von Daniel Kreutz (SoVD) und Anne 
Sprenger (AGpR) und vieler Teilnehmer und Teil-
nehmerinnen konnten den Anliegen psychisch 
erkrankter Menschen Gehör verschaffen und die 
politischen Vertreter mit ihren Argumenten errei-
chen.
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In zahlreichen Gesprächen mit Abgeordneten 
und weiteren öffentlichkeitswirksamen Aktionen 
hat die AGpR ihre Einwände platziert und konnte 
durch konkrete Beispiele demonstrieren, dass das 
BTHG psychisch Kranke stark vernachlässigt. 
Auch aufgrund dieser Bemühungen wurde auf po-
litischer Ebene einiges geändert: Besonders stark 
kritisierte Punkte wurden tatsächlich abgemildert 
oder sogar gestrichen. Folgerichtig hat die AGpR 
das Jahr dann mit einer großen Tagung zum The-
ma „Aus der Traum - Umsetzung des BTHG in 
NRW“ abgeschlossen. Namhafte Vertreter und 
Vertreterinnen aus Politik, Verwaltung, Recht und 
Pflegeversicherung sowie Betroffene und Leis-
tungserbringer haben den aktuellen Stand der 
Dinge und notwendige Änderungen dargestellt und 
diskutiert.

AGpR-Tagung „Aus der Traum - Umsetzung des BTHG in NRW“ am 
15.11.2016 in Köln

Auch 2017 wird dieses Thema die Gemeindepsy-
chiatrie und somit die AGpR stark beschäftigen. 
Ebenfalls im Fokus stand und steht das Thema: 
„Umgang mit traumatisierten Flüchtlingen“, wel-
ches vor allem durch die SpKOM stark befördert 
wird. 
Intern hat die AGpR das Curriculum der „Gemein-
depsychiatrischen Zusatzausbildung“ aktualisiert 
und das Angebot an Fortbildungen weiterentwi-
ckelt. Den Vorstand verlassen hat Klaus Jansen. An 
seiner Stelle ist nun Thomas Hummelsheim (PTV 
Solingen) in diesem Gremium tätig.
www.agpr-rheinland.de

AGT Arbeitsgemeinschaft Gemeinde-
psychiatrischer Träger
Die AGT ist ein Zusammenschluss sozial-
psychiatrischer Trägerorganisationen aller 
Wohlfahrtsverbände im Einzugsgebiet des LWL. 

Die Mitglieder der AGT, in der Regel hauptamt-
liche Vorstände und Geschäftsführer der 
Mitgliedsorganisationen, treffen sich zwei- bis 
dreimal im Jahr, um sich über aktuelle sozialpo-
litische Entwicklungen der jeweiligen Regionen 
auszutauschen, die den Wirkungsbereich der So-
zialpsychiatrie betreffen.

Landesverband Baden-Württemberg e.V. 
Im vergangenen Jahr wurde vielfach an die Ver-
öffentlichung der Psychiatrie-Enquete 1975 
erinnert. Die „Regio 2016“ am 29. und 30.04.2016, 
veranstaltet u.a. vom Landesverband BW, bezog 
sich mit ihrem Thema „Ambulant statt stationär. 
Wichtiges erreicht – noch viel zu tun!“, gezielt 
auf den Appellcharakter dieses weitreichenden 
Reformwerks. Denn schon das viel beschworene 
Prinzip „ambulant vor stationär“ ist bei weitem 
noch nicht überall befriedigend umgesetzt. Und 
während auf der einen Seite die Verkleinerung 
der Großkrankenhäuser allseits als wichtige Er-
rungenschaft zu Recht in den Fokus gerückt wird, 
bleibt die gestiegene Bettenzahl in den Heimen 
weitgehend unproblematisiert. 

Der Umgang mit Psychopharmaka – in der En-
quete noch kaum diskutiert – ist mittlerweile 
zum Dauerthema geworden. Und nicht zuletzt: 
Das eben erst in Kraft gesetzte „Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetz“ in Baden-Württemberg 
verlangt nach neuen Standards im Umgang mit 
psychisch kranken Menschen.
Zudem fand unter dem Motto „Gemeinsam 
mehr erreichen“ am 02.03.2016 in Stuttgart eine 
Fachtagung zur Förderung von Selbsthilfe und 
Interessenvertretung als Aufgabe der Gemein-
depsychiatrie statt. Diese Veranstaltung lieferte 
Impulse für die gemeindepsychiatrischen Hilfe-
systeme und ihre Verbundstrukturen. Es wurden 
Erwartungen und Bedürfnisse artikuliert und 
wichtige Gestaltungsbereiche einer selbsthilfe-
freundlichen und partizipativen Kultur beleuchtet.
www.gemeindepsychiatrie-bw.de/
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staltungen für Journalisten, Multiplikatoren aus der 
Arbeitswelt und der Fachwelt weltneutrale Infor-
mationen zum Thema psychische Erkrankungen 
und Stigmatisierung zu vermitteln, aufzuklären und 
damit selbstreflexive Prozesse zu initiieren. Zudem 
wird mit entscheidenden Multiplikatoren ein Bünd-
nis gegen Stigma etabliert, um die Beschäftigung 
mit dem Thema in Mecklenburg-Vorpommern fes-
ter zu verankern. Die druckfähigen Dateien der 
Postkarten und Plakate sind über die Kontaktdaten 
auf der Website www.antistigma-mv.de erhältlich.
www. sozialpsychiatrie-mv.de/LV

Bürgerhilfe in der Psychiatrie LV Bay-
ern
Das 5. Landestreffen für Bürgerhilfe in der Psychi-
atrie fand am 03.06.2016 in der Seidlvilla München 
statt. Das Thema war „Nachbarschaft und Psych-
iatrie – Einbeziehen, nicht ausgrenzen, Leben wie 
andere auch“. Das Treffen wurde von Landesver-
band Bayern mitveranstaltet und vom Bayerischen 
Bezirkstag unterstützt. Unter dem Motto „Inklu-
siv feiern! Inklusion leben!“ stand am 25.06.2016  
der in „Schwabentag 2016 – Tag der Begegnun-
gen“ in Augsburg, auf dem der Landesverband der 
Bürgerhilfe mit einem Stand vertreten war.
Gerd Schulze, Vorstand des Verbands, war zudem 
bei verschiedenen Veranstaltungen als Referent 
tätig, unter anderem auf der Veranstaltung „Gut 
zu tun?! - Bürgerschaftliches Engagement in der 
psychiatrischen Versorgung“, am 23. September 
2016 in Berlin im Rahmen der „Woche des Bürger-
schaftlichen Engagements“. In einem Fachgespräch 
zu Inklusiven Freiwilligenzentren tauschte er sich 
mit dem Projektleiter Henning Baden von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagen-
turen e.V. (bagfa) aus.
Gegen Ende des Jahres stand die Vorbereitung des 
13. Bayerischen Seminars für Bürgerhilfe in der 
Psychiatrie am 20.-22. Januar 2017 im Kloster See-
on unter dem Motto „Genesung neu denken“ im 
Mittelpunkt.
www.bpsy.de

Landesverband Sozialpsychiatrie Meck-
lenburg-Vorpommern e.V.
Der Landesverband Sozialpsychiatrie Mecklen-
burg-Vorpommern e.V. hat im Rahmen einer 
einjährigen Anti-Stigma-Kampagne Plakate und 
Postkarten mit dem Fokus „Teilhabe und Arbeit 
für Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-
gen“ entwickelt. Das Projekt wird durch Aktion 
Mensch gefördert. Die Entwicklung der Erzeugnis-
se erfolgte trialogisch in Zusammenarbeit mit den 
EX-INlern MV und dem Landesverband der Ange-
hörigen & Freunde psychisch Kranker (LApK M-V) 
e.V. und vielen weiteren Trägern und Förderern. 
Ziel der Kampagne ist es, in begleitenden Veran-

Landesverband Gemeindepsychiatrie 
Sachsen e.V.

Am 28.09.2016 veranstaltete der LV Gemeindepsy-
chiatrie im Kulturrathaus Dresden eine Fachtagung 
zum Thema „Der Netzwerk-TÜV – Schnittstellen 
der psychiatrischen Versorgung auf dem Prüfstand“. 
Vorgestellt wurden die verschiedenen Sichtweisen 
auf das Entlassungsmanagement der Kliniken durch 
gesetzliche Betreuer, Betroffene, Klinikvertreter 
und Leistungserbringer. 

Der Landesverband präsentierte 2016 bereits zum 
zehnten Mal das Filmfestival „Kamera Sensibel – 
Psychiatrie im Film“. Im Zeitraum Oktober bis 
November 2016 wurde der Film „Was bleibt“ in elf  
Städten in Sachsen gezeigt. Die meisten Veranstal-
tungen wurden durch eine Podiumsdiskussion mit 
Fachleuten ergänzt.

Im Februar 2016 wurde die Volkssolidarität 
Kreisverband Zwickauer Land als neues Mitglied 
aufgenommen. In der Novembersitzung konnte das 
Soziale Netzwerk Lausitz als neues Mitglied begrüßt 
werden. Danach wurde die Filmreihe „Kamera 
Sensibel“ ausgewertet, ebenso die Fachtagung. Die 
neuen Ausführungsorte für die „Gaudiade“ wurden 
diskutiert und festgelegt. Außer-dem bestimmten 
die Überlegungen für das zwanzigjährige Jubiläum 
des LV und die Auswertung der LAG Soziothera-
pie die weiteren Tagesordnungspunkte.
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Am 15.09.2016 traf sich in Dresden die Landesar-
beitsgemeinschaft Soziotherapie, zu ihrer zweiten 
Sitzung. Dies ist eine Unterarbeitsgruppe des Lan-
desverbandes. Die LAG ist eine Plattform für 
den Austausch aller sächsischen Leistungserbrin-
ger von ambulanter Soziotherapie. Die nächsten 
Ziele der LAG sind die Vorbereitung einer Lan-
desrahmenvereinbarung zur Finanzierung und 
die Überarbeitung der Leistungsverträge mit den 
Krankenkassen sowie die Initiierung eines Fachta-
ges zum Thema Soziotherapie, um die Leistungen 
landesweit bekannt zu machen. 

Kay Herklotz nahm als Vertreter des 
Landesverbands an den Beratungen des Landes-
psychiatriebeirats teil. In diesem Zusammenhang 
wurde eine Stellungnahme des Landesverbands 
zur geplanten neuen Richtlinie Psychiatrie und 
Sucht eingebracht.
www.psychiatrie-sax.de

Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
Der Landesverband berät seine Mitglieder in fach-
lichen, organisatorischen und wirtschaftlichen 
Fragen. Er veranstaltet Tagungen, bietet Fortbil-
dungen an, begleitet Initiativen und unterstützt die 
Implementierung von fachlichen Standards.
www.psychiatrie-sh.de

2. Geschäftsstelle

Die neue Geschäftsstel-
le in Köln wurde von den 
Mitgliedern gut angenom-
men. Sie liegt zentral in 
der Innenstadt in der Nähe 
des Hauptbahnhofs (vier-
Minuten Fußweg). Die 
Geschäftsstelle ist barri-
erefrei und verfügt über 
einen großen und hellen Be-
sprechungsraum, der 2016 
sowohl für innerverbandli-
che Aktivitäten als auch für 
verbandliche Treffen und 
Arbeitskreise genutzt wurde. Der Besprechungs-
raum kann auch extern angemietet werden.

Die Geschäftsstelle in Köln wird geleitet von Birgit 
Görres (Geschäftsführerin 75 %), unterstützt durch 
Thomas Pirsig (Referent 100 %), Peter Heuchemer 
(Referent 75 %) Marion Wendt (Sachbearbeitung 
75 %) und Maria Dölling (75% Sachbearbeitung), 
Gisela Schubert (Büroaushilfe), Marlene Mondorf 
(Büroaushilfe) sowie durch Karl Wirtz (Systemad-
ministration). 
Im Berichtszeitraum organisierte die Geschäftsstel-
le neben den Verbandsprojekten zahlreiche weitere 
Projekte mit Förderung des Bundesministeriums 
für Gesundheit, verschiedener Krankenkassen und 
der Aktion Mensch.
Bei unseren Tagungen wurden wir engagiert unter-
stützt von Christine Decke. 

Peter Heuchemer Marion Wendt

Maria Dölling Gisela Schubert Marlene Mondorf Karl Wirtz

Birgit Görres Thomas Pirsig
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3. Mitglieder

Die unabhängigen Träger gemeindepsychiatrischer Hilfen brauchen eine starke Lobbyorganisation, die 
ihre Interessen fördert und unterstützt. Dies gilt besonders vor dem Hintergrund des begonnenen Wan-
dels des Gesundheitssystems und der Unterstützungssysteme für psychisch erkrankte Menschen. Hier ist 
besonders das Bundesteilhabegesetz zu nennen, welches große Veränderungen für die Anbieter gemeinde-
psychiatrischer Hilfen bringen wird. 

Im Jahr 2016 traten 8 Organisationen ein und 9 Organisationen aus. Ende 2016 lag die Mitgliederzahl bei 
206 Mitgliedsorganisationen.

Mitglieder des Dachverbands Gemeindepsychiatrie e.V. bundesweit 
Quelle: http://dvgp.mapcms.de/
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3.1. Fotoaktion „Gesicht zeigen“

Bei der Mitgliederversammlung, die im November 
2016 in Köln stattfand, zeigte eine große Anzahl 
der anwesenden „Gesicht und Haltung“ für den 
Dachverband Gemeindepsychiatrie. Die Fotos und 
Statements wurden beim Relaunch der Website 
Anfang 2017 eingefügt.

„Ich bin Mitglied im Dach-
verband, weil wir vom 
Regenbogen von Beginn 
an - 1983 - großartige und 
kompetente Hilfe und Unter-
stützung bekommen haben.“ 
Elisabeth Hofmann,
Regenbogen Duisburg gGmbH

„Ich bin im Dachverband, weil 
er die Weiterentwicklung der 
Psychiatrie ernst nimmt.“ 
Rainer Drevermann, 
Oberbergische Gesellschaft

Gummersbach mbH

„Ich bin Mitglied im Dach-
verband, weil es dort für den 
BayPe wichtige Informationen 
gibt und weil Gemeindepsy-
chiatrie wichtig ist.“ 
Martina Heland-Gräf,
Landesverband Psychiatrieerfahre-

ner Bayern e.V.

„Ich bin Mitglied im Dachver-
band, weil jeder kluge Kopf 
einen Verband braucht.“
Klaus Jansen,
Stiftung Psychiatrische Hilfsgemein-

schaft Rheinland

www.psychiatrie.de/dachverband/mitglie-
der/

3.2. Sponsoren

Wir danken folgenden Mitgliedern und Personen, 
die unsere Arbeit und den Historienreader der 
Gemeindepsychiatrie 2016 gefördert haben:

Ivita, Barmherzige Brüder Saffig

Regenbogen GmbH, Duisburg

Trialog Bewo, Düsseldorf

 

4. Öffentlich geförderte Projekte

4.1. „Bürgerschaftliches Engage-
ment als Instrument der Präven-
tion in der lebensweltorientierten 
Betreuung psychisch erkrankter 
Menschen“, 2015/2016
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. führte 
in den Jahren 2015 und 2016 mit der Finanzie-
rung des BMG das Projekt „Bürgerschaftliches 
Engagement als Instrument der Prävention in der 
lebensweltorientierten Betreuung psychisch er-
krankter Menschen“ durch. Dazu wurden zu 
Beginn des Projektes aus dem umfangreichen Ma-
terial des Dachverbands Informationsmaterial über 
die Thematik gesichtet, ausgewertet und für das 
Projekt zusammengestellt. 
In Folge wurde zu den Vorständen und dem Ge-
schäftsführer des BdB (Bundesverbands der 
Berufsbetreuer/innen) Kontakt aufgenommen, um 
die Projektinhalte und Projektziele miteinander zu 
erörtern. 

Bei einer ersten Sitzung wurde die gegenseitige 
aktive Teilnahme an den Tagungen der beteiligten 
Verbände beschlossen, um das Thema „Bürger-
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schaftliches Engagement in der Betreuung und in 
der gemeindepsychiatrischen Versorgung“ gemein-
sam zu bewegen.
Als nächster Schritt wurde eine auf diesen As-
pekt ausgerichtete Datenbank von Mitgliedern 
des Dachverbands Gemeindepsychiatrie zur Or-
ganisation der ersten Befragung eingerichtet. Ziel 
dabei war eine aktuelle Bestandsaufnahme, in wel-
chen Bereichen gemeindepsychiatrische Anbieter 
bürgerschaftliches Engagement einsetzen und in 
welchen Bereichen noch Potentialerweiterung 
möglich ist, sowie wie viele Klienten unter ge-
setzlicher Betreuung stehen und wie die bisherige 
Vernetzung der Angebote geregelt ist. 
Die Befragung von 220 gemeindepsychiatrischen 
Trägerorganisationen zum bürgerschaftlichen En-
gagement als Instrument der Prävention in der 
lebensweltorientierten Betreuung psychisch er-
krankter Menschen brachte folgende Ergebnisse:
Als erstes wurde deutlich, welchen hohen Stellen-
wert das bürgerschaftliche Engagement auch heute 
noch in der Gemeindepsychiatrie hat. Allein, dass 
in fast 50% der befragten Organisationen mehr als 
zehn Bürgerhelfer tätig sind, belegt, wie wichtig 
diese Säule der Versorgungstruktur ist. 
Als weiteres Ergebnis zeigte sich, dass die Bürger-
helfer neben klassischen Angeboten wie der Arbeit 
in den offenen Treff-, Freizeit- und Gruppenbe-
reichen inzwischen zunehmend auch Aufgaben in 
der praktischen Inklusionsarbeit sowie in den Be-
schwerdestellen übernommen haben.

Auch die Einzelbegleitung von Nutzern ist mit fast 
40% ein Hauptaufgabenfeld ehrenamtlicher Tä-
tigkeit. Hier gibt es häufig Abstimmungsbedarf 
zwischen den Beteiligten. Die Befragten betonten, 
dass die Kernaufgaben der Versorgung und Besor-
gung, die Begleitung zum Arzt, zum Arbeitgeber, 
zu Hilfeplankonferenzen eindeutig von Profis er-
ledigt werden. Die Unterstützung in den anderen 
Bereichen des täglichen Lebens durch die ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter trägt 
auf ihre Weise zur Verbesserung der Lebensqua-
lität von Menschen mit psychischen Erkrankungen 
bei. 
Es wurden im Laufe des Projekts noch zwei wei-
tere Befragungen durchgeführt. Die Mitglieder des 
BPE und die Mitglieder des BdB – beide lehnten 
diese Form der Ergebnisfindung erst einmal ab – 

waren aber sofort bereit sich der Abfrage in Form 
von Interviews zu stellen. 

Die Grundaussage der Psychiatrie-Erfahrenen fass-
te Mirko Ološtiak-Brahms, Vorstandsmitglied des 
BPE, wie folgt zusammen:
„Bürgerschaftliches Engagement erfüllt in der Ge-
meindepsychiatrie eine nach wie vor tragende 
Funktion. Angesichts steigender Behandlungszah-
len und vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung ist es an der Zeit, die Bedeutung 
bürgerschaftlichen Engagements genauer in Au-
genschein zu nehmen und angemessen wert zu 
schätzen.“
Die Ergebnisse dieser Interviews sowie weitere 
Aktivitäten werden im Jahr 2017 in der PSU er-
scheinen.

Im weiteren Verlauf des Projektes wurden noch 
zwei weitere Verbände in die im Jahre 2016 durch-
geführten Expertenrunden eingebunden: der 
„Betreuungsgerichtstag“ und die “Bundeskonferenz 
der Betreuungsvereine” Der Betreuungsgerichts-
tag e.V. ist ein Fachverband, der sich als Forum 
des Dialogs aller am betreuungsgerichtlichen Ver-
fahren und der rechtlichen Betreuung beteiligten 
Personen versteht. http://www.bgt-ev.de/.

Die “Bundeskonferenz der Betreuungsvereine” 
ist ein länderübergreifender Zusammenschluss 
von Initiativen zur Interessenvertretung von Be-
treuungsvereinen auf Bundesebene. http://www.
buko-bv.de/ 

Die Betreuungsvereine repräsentieren das eh-
renamtliche Element (Angehörigenbetreuer und 
freiwillig sozial Engagierte) im Betreuungswesen. 
Zu einer letzten Expertenrunde konnte der Dach-
verband Gemeindepsychiatrie e.V. die Vertreter 
all dieser Verbände und Initiativen an einen Tisch 
einladen. In einer teils sehr regen Diskussion wur-
den die verschiedenen Standpunkte z. B. in Bezug 
auf gesetzliche Regelungen deutlich. Aber es wur-
de auch sehr deutlich, dass alle gemeinsam daran 
arbeiten wollen, Vorurteile zur Betreuung abzu-
bauen und die Position der Betreuungsvereine zu 
stärken – denn diese werden in den meisten Re-
gionen immer stärker finanziell eingeschränkt. 
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Darunter leiden ihre Möglichkeiten, Ehrenamtliche 
einzubinden, zu schulen und zu begleiten. 
Alle genannten Verbände haben eine Haltung 
entwickelt, die von dem alten Begriff der Vor-
mundschaften weit entfernt ist. Der moderne 
Betreuer versteht sich in erster Linie als Unter-
stützer des Menschen, den er betreut, um ihm ein 
selbstbestimmtes Leben in seinem Lebensumfeld 
zu ermöglichen. „Die Zurüstung zur Eigenverant-
wortung (durch Beratung, Unterstützung oder
Vertretung) erfolgt nur dann, wenn ein entspre-
chender Bedarf im Besorgungsprozess sichtbar 
wird.“ (Thorsten Becker, Vorsitzender - BdB)

Um diese Ausrichtung umzusetzen, wollen die 
Verbände auch über das Projektende hinaus zu-
sammenarbeiten und gemeinsame Positionen dazu 
veröffentlichen.

Das Projekt wurde gefördert durch:
 

4.2.  ����Reader 				  
„40 Jahre Psychiatrie-Enque-
te – 40 Jahre Dachverband 
Gemeindepsychiatrie“

In den letzten 40 Jahren, angestoßen durch die Psy-
chiatrie-Enquete 1975, entstanden in den meisten 
Regionen Deutschlands gemeindepsychiatrische 
und vernetzte Trägerorganisationen der Hilfen für 
psychisch erkrankte Menschen. Diese Organisa-
tionen unterstützten maßgeblich den Aufbau der 
Selbsthilfe der Angehörigen und Betroffenenorga-
nisationen auf regionaler sowie auf Bundesebene.

Im Rahmen eines vom BMG geförderten Projekts 
konnte in 2015 erstmals die Historie des Dach-
verbands Gemeindepsychiatrie recherchiert und 
aufbereitet werden. Dies war die Grundlage für die 
2016 im Rahmen des Jubiläums erfolgte Herausga-
be eines Readers zur Geschichte des Dachverbands 
Gemeindepsychiatrie e.V. . Dazu wurde umfang-
reiches Archivmaterial gesichtet, erfasst und 
maßgebliche Personen, die die Entwicklung der 
Gemeindepsychiatrie auf Bundes- und regionaler 

Ebene prägten, interviewt. Alle Mitgliedsorgani-
sationen des Dachverbands Gemeindepsychiatrie 
wurden zu ihrer Entwicklung befragt und ihre 
Entstehung wurde erstmals in der vorliegenden 
Chronologie nachvollzogen und abgebildet.
Wir danken allen Mitgliedern und Einzelpersonen, 
die Material aus ihren Archiven zur Verfügung ge-
stellt haben oder durch Spenden die Herausgabe 
unterstützt haben. 

Es liegt eine Vorschauversion des Readers als PDF 
vor, die auf unserer Website unter 

www.psychiatrie.de/dachverband/materiali-
en/historienreader/ 

abgerufen werden kann. Dort finden Sie auch Mög-
lichkeiten, gedruckte Ausgaben zu bestellen.

Gerne veröffentlichen wir Chroniken und Jubi-
läumsschriften auf unserer Website – es gilt, die 
Historie der Gemeindepsychiatrie zu sichern und 
zu bewahren. 
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4.3.  ����„Psychiatrie – Risiken 
und Nebenwirkungen“                      
Jahrestagung Bundesverband 
Psychiatrie-Erfahrener 2016 

Vorbemerkung

Seit der Gründungsversammlung des Bundes-
verbands Psychiatrie-Erfahrener (BPE) 1992 in 
Bedburg-Hau finden regelmäßig im September/ 
Oktober die Jahrestagungen des BPE statt. Sie sind 
ein Ort des offenen Gedankenaustausches und der 
Diskussion mit anderen Psychiatrie-Erfahrenen und 
dienen der Fortbildung für die Arbeit in den Selbst-
hilfegruppen vor Ort. An den Tagungen nehmen 
sowohl Mitglieder des BPE als auch Nicht-Mitglie-
der mit Psychiatrie-Erfahrung teil. Professionelle 
und Angehörige können ebenfalls teilnehmen. Eini-
ge tun dies seit Jahren, weil sie dort, wie sie sagen, 
am meisten für ihren Alltag lernen können. Die 
BPE-Jahrestagungen sind bundesweit der einzige 
Ort, wo vorwiegend Psychiatrie-Erfahrene selbst-
ständig und unabhängig von Dritten die für sie 
wichtigen Themen besprechen und verhandeln. 
So entsteht ein vielfältiges Meinungsspektrum. Die 
BPE-Jahrestagungen dokumentieren das gewachse-
ne Selbstbewusstsein von Psychiatrie-Erfahrenen.

Dem BPE ist es besonders wichtig, auch denjenigen 
Betroffenen, die finanziell schlecht gestellt sind, die 
Tagungsteilnahme zu ermöglichen. Durch die dif-
ferenzierte Tagungsgebühr wird Interessierten, 
die als Heimbewohner nur über ein Taschengeld 
verfügen oder außerhalb von Heimen von Sozial-
hilfe bzw. Grundsicherung leben, die Teilnahme 
ermöglicht. Dies drängt sie nicht in eine Bittstel-
lerrolle. Es ist daher sehr zu begrüßen, dass die 
BMG-Förderung einen Reisekostenzuschuß für 
diesen Personenkreis umfasst, seitdem die Kos-
tenübernahme durch die Kommunen nicht mehr 
möglich ist.
Verantwortlich für die inhaltliche Erarbeitung des 
Programms, seine Umsetzung und Nachbereitung 
ist der BPE-Bundesvorstand. Die organisatorische 
Vorbereitung und Abwicklung sowie Abrechnung 
übernimmt der Dachverband Gemeindepsychiat-
rie in Abstimmung mit dem BPE, BMG sowie BVA.

Die klassische Tagungsstruktur mit einer Mischung 
aus Vorträgen, Arbeitsgruppen, Kulturprogramm 
und Pausengesprächen hat sich bewährt. Dies 
kommt den Bedürfnissen der Betroffenen sehr 
entgegen.
Der Tagungsort Kassel wird wegen seiner guten 
zentralen Lage innerhalb Deutschlands sowie der 
guten Zugverbindungen von den TeilnehmerIn-
nen favorisiert. Auch die Tagungsgestaltung und 
Unterbringung hat sich nicht zuletzt wegen der 
günstigen Konditionen des Tagungshauses lang-
fristig bewährt. Im Laufe der Jahre ist die Kasseler 
Jugendherberge zum traditionellen Treffpunkt ge-
worden.

BPE-Tagung 2016
Unter dem Oberthema „Psychiatrie – Risiken und 
Nebenwirkungen“ trafen sich in der Jugendherberge 
Kassel über 100 Menschen aus der Betroffenen-
selbsthilfe, darunter 121 Tagungsteilnehmer, 18 
Referenten und Arbeitsgruppenmoderatoren, 
Kulturschaffende sowie einige Angehörige und 
Mitarbeiter psychiatrischer, psychosozialer oder 
alternativer Dienste.

Besonders erfreulich ist die Teilnahme der vier 
Heimbewohner. Zeigt es doch, dass die eingeräum-
ten Sonderkonditionen hier Früchte tragen. Von 
den 121 zahlenden Teilnehmern haben insgesamt 
54 Personen den reduzierten Teilnahmebeitrag für 
Bedürftige und 22 den Reisekostenzuschuss des 
BMG in Anspruch genommen.

Ziel der Tagung war, einen Gedankenaustausch 
zu Chancen der Selbsthilfe zu bieten und bereits 
erfolgreiche oder noch geplante Angebote der 
Krisenbegleitung und anderer nicht-institutioneller 
Unterstützung zur Diskussion zu stellen. Der Viel-
zahl an unfreiwilligen und schädlichen Begegnungen 
mit dem psychiatrischen Versorgungssystem könn-
te durch eine größere Bandbreite verschiedener 
Unterstützungsangebote deutlich entgegengewirkt 
werden – so zeigen die Erfahrungen der organi-
sierten Selbsthilfe.

Zur Eröffnung am Freitag hörten wir ein Grußwort 
von Verena Bentele, der Bundesbeauftragten für 
die Belange von Menschen mit Behinderungen. Ein 
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zweites Grußwort kam von Ottmar Miles-Paul von 
der LIGA Selbstvertretung. Danach gab es - wie 
in den letzten Jahren auch - ein Kulturprogramm, 
diesmal gestaltet von Patric Ludwig & Gangolf Peitz 
mit einem abgestimmten Mix aus Liedern und Ly-
rik in heiteren wie ernsten Nuancen. Am zweiten 
Tagungstag folgte ein inputreiches Programm, be-
gonnen mit einem Vortrag von Dr. Simone Silvestri, 
die mit emotionalen Worten ihre Erfahrungen mit 
Psychiatrie in Brasilien, den USA und Deutschland 
schilderte. Danach folgten die Arbeitsgruppen. 
Einen weiteren Vortrag mit dem Titel „Wunsch - 
Wahn - Wirklichkeit: Selbstbestimmung ist keine 
Genesung“ von Martin Lindheimer konnten sich 
die Teilnehmer am Sonntagvormittag anhören.

Die Arbeitsgruppen der Tagung (s. Programm und 
Tagungsdokumentation im Rundbrief Nr. 4/2016) 
gaben ein breites Spektrum aktueller Themen wie-
der:
•	 Mitarbeit im psychiatrischen System als Mit-

glied einer unabhängigen Beschwerdestelle 
(UBS)

•	 Junge Psychiatrie-Erfahrene tauschen sich aus
•	 Inklusion, Teilhabe und Barrierefreiheit: was 

bedeutet es für Menschen mit Psychiatrie-Er-
fahrung?

•	 Absetzen psychiatrischer Psychopharmaka 
•	 Mit unserer massiv verringerten Lebenserwar-

tung umgehen
•	 Singen für die Seele
•	 Aktionsvernetzung
•	 Meditation der vier Himmelsrichtungen
•	 Wie kann ich glücklich sein?!
•	 Schamanische Heilweisen - Selbsthilfe im Alltag

Bunter kann der Themenstrauß kaum sein. Vie-
le Teilnehmer fanden es schwer, sich für eine der 
Arbeitsgruppen zu entscheiden. Einige schauten 
daher vor und nach der Mittagspause in eine je-
weils andere hinein. Bei den Berichten aus den 
Arbeitsgruppen am Sonntag konnten die Teilneh-
mer erfahren, welche Diskussionen und neue n 
Ideen sich in den jeweils anderen Arbeitsgruppen 
ergeben hatten.

Nach den Vorträgen zum Tagungsthema, die vor 
dem Hintergrund persönlicher Erfahrungen den 
Umgang mit den Risiken und Nebenwirkungen 

von Psychiatrie thematisierten, wurde der gro-
ße Diskussionsbedarf der Teilnehmer deutlich. 
Es gab Fragen zu den Möglichkeiten von Selbsthil-
fe, aber auch zu Patienten- und Menschenrechten 
in der Psychiatrie und in geschlossenen Heimen, 
zu Schutz vor psychiatrischem Zwang und Vor-
sorge durch Patientenverfügung und Vollmacht 
sowie zur rechtlichen Betreuung. Weitere Fra-
gen, die die Teilnehmer bewegten, drehten sich 
um selbstbestimmten Einsatz oder Verzicht auf 
Psychopharmaka. Die massive Verkürzung der 
Lebenserwartung in Zusammenhang mit psychiat-
rischer Behandlung war dieses Jahr ein Thema von 
trauriger Aktualität. Innerhalb kurzer Zeit hatten 
mehrere aktive Mitglieder ihr Leben verloren. Die 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen gedachten der 
Toten in einer Schweigeminute.

Der Austausch von eigenen Geschichten und Er-
fahrungen und das Knüpfen und Wiederbeleben 
von Kontakten waren auch dieses Jahr wieder sehr 
wichtig für die Teilnehmenden.

Die Ergebnisse der Tagung wurden im BPE-Rund-
brief 4/2016 (Anlage 2) dokumentiert. Er ist auch 
online unter www.bpe-online.de abrufbar und da-
mit einem größerem Publikum als Anregung für die 
künftige Arbeit zugänglich.

Veranstalter und TeilnehmerInnen machten 
gemeinsam die Erfahrung, dass wieder ein interes-
santes Programm zusammengestellt wurde.

Mirko Ološtiak-Brahms
für den Vorstand des Bundesverband Psychatrie-Er-
fahrener (BPE) e.V.

www.bpe-online.de

Das Projekt wurde gefördert durch:
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4.4.  ����Aktion-Mensch-Projekt 
„PIELAV - Gemeindepsychia-
trie schafft Inklusion“

Die Inklusionsdebatte hat in Deutschland in den 
letzten Jahren deutlichen Aufwind bekommen. 
Besonders seit der Ratifizierung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention im Jahr 2009 suchen 
Staat und Gesellschaft verstärkt nach Möglich-
keiten, Menschen mit Behinderungen zu mehr 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben – besonders 
in den Bereichen Bildung und Arbeit – zu verhel-
fen und Barrieren abzubauen, die die Betroffenen 
behindern. Leider muss festgestellt werden, dass 
Menschen mit psychischen Erkrankungen und see-
lischen Behinderungen bislang zu wenig davon 
profitieren. Erkrankungen wie Depressionen, Psy-
chosen, Bipolare Störungen oder Schizophrenie 
sind nach wie vor Tabuthemen in unserer Ge-
sellschaft und stark stigmatisiert. Betroffene sind 
häufig von Stigmatisierung, Ausgrenzung, Arbeits-
losigkeit und Armut betroffen.

Mit dem Inklusionsprojekt PIELAV tragen der Dach-
verband Gemeindepsychiatrie und seine regionalen 
Partner aus dem Kreis seiner Mitgliedsorganisati-
onen dazu bei, die gleichberechtigte Teilhabe für 
psychisch erkrankte und seelisch behinderte Men-
schen zu verbessern – in trialogischen Seminaren 
und Workshops, begleitenden Broschüren und In-
formationen im Internet.
Der Projektname entstand aus der Abkürzung des 
methodischen Ansatzes: „Praktische Implementie-
rung neuer, evidenzbasierter, leitliniengerechter 
ambulanter Versorgungsmodelle“. Oder kurz ge-
sagt: In der Gemeindepsychiatrie gibt es ein breites 
Wissen über vielfältige Ansätze zur Behandlung 
und Unterstützung, die dazu geeignet sind, mehr 
Teilhabe und Mitbestimmung für Betroffene zu 
erreichen. Durchgeführt wurde das von der Ak-
tion Mensch geförderte Vorhaben zusammen mit 
den fünf Trägern: ANKER Sozialarbeit (Schwe-
rin), Das Dach e.V. (Detmold), der Gesellschaft 
für ambulante Betreuung und Begleitung GamBe 
gGmbH (Berlin), dem Bürgerhilfe in der Psychia-

trie Landesverband Bayern e.V. (München) sowie 
dem Pfalzklinikum (Klingenmünster). Später ka-
men noch der Kölner Verein für Rehabilitation e.V. 
(Köln) und das ZfP Südwürttemberg (Ravensburg) 
als Veranstalter hinzu.

Während der Projektlaufzeit haben wir gesehen, 
dass im Dachverband Gemeindepsychiatrie die 
Grundlagen für erfolgreiche Inklusion gelegt sind. 
Die gemeindepsychiatrischen Trägerorganisati-
onen und ihre Mitarbeiter, ehrenamtlich Tätige, 
Psychiatrie-Erfahrene und Angehörige stehen für 
Teilhabe und Begegnung auf Augenhöhe ein und 
setzen diese an vielen Orten in Deutschland 
Tag für Tag erfolgreich um – etwa indem sie die 
Selbstbestimmung in der Behandlung durch den 
„Offenen Dialog“ fördern und eine personenorien-
tierte integrierte Versorgung anbieten, Inklusion in 
der Arbeitswelt durch Integrationsfirmen fördern, 
Selbsthilfeangebote zur Verfügung stellen, Reco-
very und Empowerment stärken oder sich in ihrer 
Freizeit bürgerschaftlich zum Wohl anderer Men-
schen engagieren. 

Einen Ausschnitt dieser Themen und der vielfäl-
tigen Arbeit haben wir mit PIELAV über mehr 
als drei Jahre einem breiten Publikum vorgestellt 
und öffentlich gemacht. Auf insgesamt sechzehn 
Tagesveranstaltungen konnten wir Fachwissen 
verständlich vermitteln, das Engagement der Pro-
jektpartner in den Regionen und ihr Fachwissen 
vorstellen und mit Fachreferenten, Psychiatrie-Er-
fahrenen, Mitarbeitern der Träger und Bürgern 
kritisch und im Trialog diskutieren. Vor Ort bei 
den Projektpartnern haben sich durch den Diskurs 
Netzwerke gestärkt, indem wir Menschen ins Ge-
spräch gebracht haben, die sich für die Inklusion 
einsetzen. Begleitend dazu erschienen insgesamt 
acht Broschüren, die die Themen des Projekts ver-
tiefen. 

Als letzte Veranstaltung fand am 21. Januar 2016 im 
Medicum Detmold ein trialogisches Seminar zum 
Thema „Netzwerkarbeit“ statt. Die Veranstaltung 
wurde vom Dachverband Gemeindepsychiatrie 
zusammen mit Das Dach e.V. und Der Selbsthil-
fe-Kontaktstelle des Paritätischen im Kreis Lippe 
veranstaltet.
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Ab dem Frühjahr 2016 erschienen fünf kleinforma-
tige Broschüren zu verschiedenen Themen:

•	 „Recovery für die Seele“ zum Recovery-Kon-
zept und der praktischen Umsetzung

•	 „Inklusion selbst in die Hand nehmen“ zur 
Selbsthilfe Psychiatrie-Erfahrener

•	 „Bürgerhilfe in der Gemeindepsychiatrie“ zu 
bürgerschaftlichem Engagement

•	 „Miteinander im Gespräch“ zu Netzwerkar-
beit und Offenem Dialog

•	 „Experten aus Erfahrung“ zur Peer-Beratung 
und EX-IN

Als Abschlussveröffentlichung erschien die 
Broschüre „Neue Wege zur Inklusion“, die 
die Erfahrungen aus drei Jahren PIELAV zu-
sammenfasst und einen Ausblick auf weitere 
inklusionsrelevante Themen und Projekte inner-
halb des Dachverbands und seiner Mitglieder gibt.

Das Projekt wurde in Absprache mit Aktion 
Mensch über das reguläre Projektende (Oktober 
2015) hinaus verlängert und endete im April 2016.

Weitere Informationen finden Sie unter: 
www.psychiatrie.de/dachverband/projek-
te/pielav/
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4.5.  ����Projekt „Inklusion psychisch 
kranker Menschen bewegen“ 
im Bereich Wohnen 2014 bis 
2019

Mit dem Pilotprojekt "Inklusion psychisch kran-
ker Menschen bewegen" verfolgt der Paritätische 
Wohlfahrtsverband das Ziel, wegweisende Impulse 
zur Inklusion psychisch kranker Menschen im Be-
reich Wohnen zu geben. Dies geschieht im Dialog 
und in Abstimmung mit den ihm angeschlosse-
nen Selbsthilfeorganisationen, den überregionalen 
Fachverbänden und den Paritätischen Landesver-
bänden. Der Dachverband Gemeindepsychiatrie ist 
für die Begleitung des Projekts verantwortlich. Auf 
lokaler Ebene wird das Projektvorhaben an vier 
Modellstandorten umgesetzt. Das Modellprojekt 
wird von der Stiftung Deutsche Behindertenhil-
fe gefördert. Die Projektlaufzeit beträgt fünf Jahre 
und endet am 31. Oktober 2019. 
Das übergreifende Ziel ist, mehr selbstbestimm-
te und inklusive Wohnformen für Menschen mit 
psychischen Erkrankungen zu ermöglichen. Im Vor-
dergrund steht dabei die aktive Teilhabe, die durch 
eine partizipative Beteiligungs- und Begegnungskul-
tur gekennzeichnet wird. 
Teilziele sind:
1.	 Identifikation von Barrieren und Ressourcen 

für selbstbestimmte Wohnformen in den Mo-
dellregionen

2.	 Entwicklung von Lösungsansätzen und Hand-
lungskonzepten für die Wohnraumgewinnung 
und -erhaltung auf lokaler Ebene (Modellre-
gionen) und auf Bundesebene. Die Grundlage 
hierfür bildet eine Bedarfsanalyse

3.	 Erprobung einer gemeinsamen Beteiligungskul-
tur, wie z. B. Runde Tische und Foren, in die 
Menschen mit psychischen Erkrankungen ein-
bezogen werden

4.	 Vernetzung von Akteuren und Organisatio-
nen in den Bereichen Wohnungswirtschaft, 
Sozialwirtschaft, Politik und Verwaltung auf 
Bundes- und Landesebene

5.	 Veröffentlichung der Ergebnisse in Form von 
Arbeitshilfen, Fachbeiträgen und einer Doku-
mentation zum Transfer auf andere Regionen.

2016 hat der Dachverband Gemeindepsychiatrie 
das Projekt in der Evaluation wie folgt begleitet:

•	 Auswertung einer Nutzerbefragung in den vier 
Projektregionen zu Ressourcen und Barrieren 
sowie Präsentation der Ergebnisse in einem 
Fachartikel und im Rahmen des Projektbeirats

•	 Entwurf und Durchführung einer Online-Be-
fragung unter den Geschäftsführungen und 
Mitarbeitern der am Projekt beteiligten 
Trägerorganisationen über Bedarfe zur sozi-
alraumorientierten Unterstützung psychisch 
erkrankter Menschen im Bereich Wohnen

•	 Teilnahme an Treffen mit der Projektlei-
tung, Sitzungen des Projektbeirats sowie mit 
Projekt- und Kooperationspartnern aus der 
Wohnungswirtschaft.

Weitere Informationen unter: 
www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/in-
klusion/projekt-inklusion/

5. Projekte aus Verbandsmitteln

5.1.  ����Bundesarbeitsgemeinschaft 
Integrierte Versorgung    
(BAG IV)

Das Jahr 2016 war für die BAG IV von drei wichti-
gen Ereignissen und Entwicklungen geprägt:
1. Den Verhandlungen zum Netzwerk psychische 
Gesundheit (NWpG) mit der Techniker Kranken-
kasse (TK) und den anderen Vertragskassen, die 
sich diesem Vertrag angeschlossen haben,
2. der Veröffentlichung der Forschungsergebnisse 
zur Integrierten Versorgung seitens des AQUA-In-
stituts Göttingen und der Universität Ulm,
3. der Planung neuer Maßnahmen und Ziele der 
BAG IV zur zukünftigen Ausrichtung.
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Die Verhandlungen zum Netzwerk psy-
chische Gesundheit (NWpG)

Grundsätzlich gibt es alle drei Jahre neue Ver-
gütungsverhandlungen im Rahmen dieses 
NWpG-Vertrags zur Integrierten Versorgung nach 
§ 140a. Im Jahr 2016 wurden diese Verhandlungen 
durch zwei Ereignisse geprägt:
-	 die Vorstellung der internen Evaluation 
der TK bei der ersten Sitzung mit den Vertragneh-
mern der BAG IV 
-	 die Änderung der Zielgruppe mit Fokus auf 
Teilnehmer mit hohem KHS-Risiko (40% bis 50% 
Wiederaufnahmequote innerhalb von drei Jahren)
Zur Verdeutlichung des gesamten Modell der Inte-
grierten Versorgung durch die Mitglieder der BAG 
IV noch einmal folgende Informationen:
Die Ausrichtung des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie e.V. bei den grundsätzlichen 
Vertragsverhandlungen mit der Techniker Kran-
kenkasse in den Jahren 2007 bis 2009 war immer, 
die ambulante Behandlung von Menschen mit 
schweren psychischen Erkrankungen – mit langen 
Krankheitsverläufen – zu verbessern und somit 
u.a. Klinikaufenthalte zu verhindern und/oder zu 
verkürzen.
Seit dem Start im Jahre 2009 sind von den zurzeit 
40 Mitgliedern der BAG IV ca. 30.000 Menschen 
mit psychischen Erkrankungen mit multiprofes-
sionellen Teams ambulant in 12 Bundesländern 
behandelt worden. 
Aufgrund der Ausrichtung nach den S3-Leitlinien 
und der stetigen Weiterentwicklung des Modells 

durch die Mitglieder der BAG IV konnte sich diese 
Behandlungsmethode in den Versorgungsregionen 
etablieren und gute Erfolge in den Behandlungszie-
len erreichen.

Diese Erfolge wurden auch in den beiden Evaluati-
onen deutlich. Das herausragendste Ergebnis dabei 
ist die Verkürzung der Klinikverweildauer von 21 
Tagen auf 7 Tage im ersten Jahr nach Aufnahme in 
die IV abgesunken ist.
Im Laufe der Jahre zeigte sich aber auch, dass immer 
mehr Teilnehmer in das System eingesteuert wur-
den, die zwar eine F-Diagnose hatten, aber nicht zur 
Gruppe der Menschen mit schweren psychischen 
Erkrankungen gehören. Da diese Menschen zum 
Teil in den Vorjahren ihrer Einschreibung noch keine 
Krankenhauskosten verursacht hatten, veränder-
ten sich die Ergebnisse der krankenkasseninternen 
Evaluation.
Dies führte bei den Verhandlungen mit den NWpG- 
Krankenkassen dazu, dass sich die Vertragspartner
wieder auf die Zielgruppe einigten, die der Dach-
verband Gemeindepsychiatrie e.V. von Beginn an mit 
diesem Modell versorgen wollte. Gemeinsam mit 
den Kassen wurde folgendes Verfahren entwickelt:

Umstellung der Teilnehmerselektion unmittelbar nach 
einem KHS-Aufenthalt (aktives Entlassmanagement) 
und eine Fokussierung auf Versicherte mit hohem 
KHS-Risiko (40% bis 50% Wiederaufnahmequote 
innerhalb von drei Jahren), die mit Hilfe der Module 
der Integrierten Versorgung so behandelt werden, 
dass möglichst keine weiteren Kosten für Klinikaufent-

halte entstehen. Dabei wird das 
bisherige Bonus-/Malus-Sys-
tem nicht mehr angewendet und 
es wurde ein auskömmlicher 
Vergütungssatz ausgehandelt. 
Dieses neue System soll ab dem  
01. 01. 2017 umgesetzt wer-
den. 

Allerdings können durch 
die Engführung dieser Neu-
ausrichtung auch deutlich 
weniger Teilnehmer in das Sys-
tem aufgenommen werden 
und dadurch wird es für die 
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Mitglieder der BAG IV schwer, die gute und er-
folgreiche Angebotsstruktur in der bestehenden 
Form aufrechtzuerhalten. Um hier noch weite-
re Möglichkeiten mit der TK zu eruieren, hat der 
Vorstand des Dachverbands Gemeindepsychiat-
rie dies zur Vorstandssache erklärt und für 2017 
das Gespräch mit dem Vorstand der TK gesucht. 
Des Weiteren haben sich die hochengagierten 
Mitglieder der BAG IV in einer Sondersitzung im 
November darauf geeinigt, gemeinsam neue Ange-
bote im Rahmen des SGB V zu entwickeln.

Ergebnisse der Forschung
Die „IVPOWER“-Studie wurde von Prof. Dr. Rein-
hold Kilian, Ümmügülsüm Saglam, und Annabel 
Müller-Stierlin von der Universität Ulm durch-
geführt. Der Auftrag der Studie lautete: „Die 
überregionale Analyse der Wirksamkeit und der 
Kosten-Wirksamkeit von Verträgen zur integ-
rierten psychiatrischen Versorgung nach § 140 ff . 
SGB V unter Realweltbedingungen bei besonderer 
Berücksichtigung der Verbesserung von Empower-
ment und Lebensqualität“.
Diese Studie wurde in Form einer multizentrischen, 
prospektiven kontrollierten Beobachtungsstudie 
über zwei Jahre durchgeführt. Insgesamt wur-
den dabei 500 Patienten und 250 Bezugspersonen 
einbezogen. Bei den Patienten sollten dabei 250 
IV-Patienten mit 250 Patienten aus der „Treatment 
as Usual“-Gruppe (TAU) verglichen werden. An 
diesem Punkt trat eine Schwierigkeit auf, welche 
im Laufe der Studie zu einem ernsthaften Prob-
lem wurde. Für diese TAU-Gruppe hätte man im 
Regelfall Patienten nehmen müssen, die aus der 
Regelversorgung hätten akquiriert werden müs-
sen. Das gestaltete sich schwierig. Die Patienten, 
die gewonnen wurden, waren dann aber größ-
tenteils Menschen, die seitens der einsteuernden 
Träger aus deren Bereichen der Eingliederungshil-
fe kamen – also gut versorgt waren. Somit konnten 
nur marginale Unterschiede gemessen werden.	
Trotzdem verbesserte sich z. B. das EPAS-Ge-
samtscore (Gesamteffekt) in der IV-Gruppe 
während der ersten 6 Monate stärker als in der 
TAU-Gruppe, z. B. die Empowermentdimension 
„Behandlung und Medikation“ sowie die Behand-
lungszufriedenheit verbesserte sich stärker bei den 
IV-Patienten. 

Ergebnisse der Evaluation des 
AQUA-Instituts, Göttingen „Vernetzte 
Versorgung 13+1“
Die Forschungsgruppe bestand aus: Constan-
ce Stegbauer, AQUA-Institut, PD Dr. Katja Götz, 
Universitätsklinikum Heidelberg/Universitätsklini-
kum Schleswig-Holstein.

Die Ergebnisse wurden bei der „Ergebniskonferenz 
Vernetzte Versorgung für Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen“ vorgestellt, die am 16. März 
2016 in Berlin stattfand. Insgesamt waren die Er-
gebnisse der AQUA-Studie positiv. Ergebnisse 
finden Sie unter: 
www.aqua-institut.de/de/projekte/evalua-
tion-forschung/vernetzte-versorgung-13-1.
html

Gemeindepsychiatrische Basistherapie 
und Antrag auf Mittel aus dem Innovati-
onsfonds
Im Jahr 2016 wurde seitens des Dachverbands Ge-
meindepsychiatrie e.V. und 20 Krankenkassen mit 
einem Modell von Nils Greve, das auf dem Ge-
meindepsychiatrischen Basismodell nach Steinhart 
und Wienberg beruht, ein Antrag auf Projektförde-
rung aus dem Innovationsfonds des G-BA gestellt. 
Das Basismodell bezieht sich auf die Versorgung 
von Menschen mit schweren und komplexen psy-
chischen Störungen, die nicht ausreichend durch 
niedergelassene Fachärzte und Psychotherapeu-
ten behandelt werden können. Ziel des Antrags 
war die Implementierung gemeindepsychiatrischer, 
mobiler multiprofessioneller Teams in definierten 
Regionen mit multizentrischer Umsetzung in allen 
geeigneten NWpG-Regionen. Der Vertrag sollte 
gemäß § 64b SGB V geschlossen werden. Leider 
wurde unser Antrag am Ende abgelehnt – wir ar-
beiten 2017 an einem geänderten Antrag.

AG Qualität
Um die Qualität der Arbeit in der Integrierten Ver-
sorgung zu sichern, wurde 2016 die AG Qualität als 
Unterarbeitsgruppe der BAG IV ins Leben gerufen.

Intranet
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. hat für 
die BAG IV ein eigenes Intranet im Rahmen der 
Verbands-Website eingerichtet.
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Erfolge und Ausblick
Durch die verminderte Einschreibemöglich-
keit in den NWpG-Vertrag und der Tatsache, 
dass der Dachverband 2016 keine Mittel aus dem 
Innovationsfonds gewinnen konnte, bestand Hand-
lungsbedarf. Daher haben sich die Mitglieder der 
BAG IV im November 2016 zu einer Sondersitzung 
getroffen. Es wurden neue Themen im Bereich des 
SGB V erörtert. Die dabei entstandenen 20 The-
men wurden von den Teilnehmern gewichtet und 
zu neun „Produkten“ verdichtet, die - teilweise in 
eigenen AGs - weiter bearbeitet werden sollen. 
Ziel der AGs ist es, jeweils ein „marktreifes, verfei-
nertes Produkt“ der BAG zur Verfügung zu stellen, 
mit denen die Leistungserbringer vor Ort arbei-
ten können.

5.2.  ����Bundesarbeitsgemeinschaft 
Eingliederungshilfereform 
(BAG EGH) 

Am 03. 12. 2015 erfolgte die konstituierende 
Sitzung der BAG EGH des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie e.V. 
Ziel der BAG EGH ist es, die Mitglieder bei der 
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG), 
das am 15. 12. 2016 vom Bundesrat verabschiedet 
wurde und in Folge am 01. 01. 2017 in Kraft trat, 
so zu unterstützen, dass neben der Verbesserung 
der Leistungen für Klienten, die jeweilige personel-
le und wirtschaftliche Stabilität der Träger erhalten 
bleibt.
Zwischenzeitlich sind über 30 Mitgliedsvereine in 
diese BAG eingetreten, vernetzen sich untereinan-
der und erhalten ständig aktuelle Informationen zu 
den Entwicklungen im Bereich des BTHG. 
Ebenfalls im Dezember 2016 wurde noch ein wei-
teres Reformvorhaben verabschiedet: das Dritte 
Pflegestärkungsgesetz (PSG III). Das PSG III enthält 
auch Regelungen in Verbindung mit der Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit Behinderung. 
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßte 
auch dieses wichtige Reformvorhaben zur Weiter-
entwicklung der Pflege – auch dieses Gesetz ist 
am 01. 01. 2017 in Kraft getreten – allerdings ist 
die Vernetzung der beiden Gesetze weiterhin kri-
tisch zu sehen, da es noch viele Probleme an den 

Schnittstellen gibt. Ein wesentlicher Punkt dabei 
ist die im BTHG vorgesehene Auflösung der Leis-
tungstypen „ambulant“ und „stationär“. Im Bereich 
der Pflege bleibt die Aufteilung allerdings beste-
hen und das kann zu erheblichen Problemen in der 
Umsetzung führen.

Das gesamte Jahr 2016 war geprägt von der stän-
digen Auseinandersetzung aller Fachverbände mit 
den  Entwicklungen rund um das BTHG. Die-
se wurden zeitnah mit Hilfe von Rundmails und 
dem Intranet der BAG EGH den Mitgliedern der 
BAG EGH kommuniziert. In den Sitzungen der 
BAG EGH wurden entsprechende Maßnahmen be-
schlossen.
Weiterhin wurden in der ersten Sitzung der BAG 
EGH am 23.02.2016 in Köln zwei Arbeitsgruppen 
gegründet:
Die Arbeitsgruppe „Verträge“ sollte sich in Zu-
kunft mit der Lösung juristischer Fragen befassen.
Die Arbeitsgruppe „Praktische Umsetzung“ sollte 
sich um praktische Fragen wie z. B. Bedarfsbemes-
sung, Hilfeplanung, Wohnraum/Immobilien etc. 
kümmern. 
Als weitere Ergebnisse der Sitzungen wurden die 
kritischen Punkte für die Träger diskutiert und da-
raus Forderungen formuliert. Diese Forderungen 
mündeten in einer eigenen Stellungnahme zum 
BTHG, die u. a. an das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales (BMAS) gesandt wurden.
http://www.dvgp.org/fileadmin/user_fi-
les/dachverband/dateien/BAG_EGH/
Dachverband_Gemeindepsychiatrie_e_V__
Stellungnahme_BTHG.pdf
Besonders hilfreich waren dabei die Beratun-
gen von Rechtsanwalt Hohage aus Hamburg und 
die Informationspolitik des Paritätischen Gesamt-
verbands Berlin - hier ist besonders Frau Claudia 
Scheytt zu nennen, der wir an dieser Stelle noch 
einmal unseren Dank aussprechen wollen.

Im Laufe des Jahres 2016 folgten eine Vielzahl von 
Tagungen und Aktionen. Das BMAS war zwar 
stets bemüht, so viele Stellungnahmen und Ein-
wände wie möglich in das Gesetzgebungsverfahren 
mit einzubeziehen – aber bis zur endgültigen Ver-
abschiedung durch den Bundesrat gab es immer 
wieder Entwicklungen, die befürchten ließen, dass 
das Gesetz die Verbesserung der Situation von 
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Menschen mit Behinderungen nicht erreichen und 
zu deutlichen finanziellen Einbußen bei den Trä-
gern führen würde. Die kritischsten Punkte waren 
dabei der benannte Vorrang der Pflege, das Poo-
len von Leistungen, die Einschränkungen beim 
Wunsch- und Wahlrecht, die Unsicherheiten bei 
der Gesamt- und Teilhabeplanung und vieles mehr.
„Bis zur letzten Minute“ haben daher alle Verbän-
de versucht auf allen Ebenen Einfluss zu nehmen 
durch Protestaktionen und Lobbyarbeit. Dabei 
sind hier die Mitglieder der BAG EGH noch einmal 
besonders zu benennen. 
Und der Einsatz aller hat sich gelohnt: in der 
endgültigen Gesetzesversion sind viele dieser In-
terventionen eingeflossen. Das Wunsch- und 
Wahlrecht hat sich zu einem Instrument ent-
wickelt, dass gerade Menschen mit psychischen 
Behinderungen die Möglichkeit gibt, die Wohnform 
zu finden, die ihren Vorstellungen am nächsten 
kommt. Aber es ist noch vieles ungeklärt und die 
kommenden drei Jahre sind entscheidend dafür, 
wie dieses Gesetz in Zukunft gelebt werden kann. 
Und daran wird die BAG EGH intensiv arbeiten 
und diese Zukunft positiv mitgestalten.

Werden Sie Mitglied in der BAG EGH – für weite-
re Informationen: pirsig@psychiatrie.de.

5.3.  ����Mitgliederwerbung „Jeder 
bringt einen mit“

Die unabhängigen und lebensweltorientierten Trä-
ger der Gemeindepsychiatrie brauchen eine starke 
Lobbyorganisation, um ihre Interessen politisch zu 
vertreten und zu fördern. Daher bitten wir unse-
re Mitglieder weiterhin, in ihrem Arbeitsumfeld für 
eine Mitgliedschaft im Dachverband Gemeindepsy-
chiatrie zu werben.

Im anstehenden Umbau des Gesundheits-
systems wird das praktische, ethische 
sowie betriebswirtschaftliche Know-how der 
ambulanten Leistungserbringer in der engen Ko-
operation mit den Selbsthilfeverbänden der 
Psychiatrie-Erfahrenen und Angehörigen im Dach-
verband Gemeindepsychiatrie e.V. eine wichtige 
Rolle spielen. Bei der Etablierung und Sicherung 
lebensweltorientierter Komplexleistungen in den 
Regionen ist der Aufbau und die Stärkung funk-
tionierender Netzwerke sowie der fachliche 
Austausch über Landesgrenzen und Grenzen der 
Wohlfahrtsverbände hinaus notwendiger denn 
je. Dies wird durch eine starke Mitgliederzahl im 
Dachverband Gemeindepsychiatrie befördert. Da-
her haben Vorstand und Geschäftsführung auch im 
Jahr 2016 diverse Aktivitäten unternommen, um 
weitere Organisationen zu einer Mitgliedschaft 
im Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. zu ge-
winnen. Als besonders wirksam hat sich dabei die 
persönliche Ansprache von GeschäftsführerIn zu 
GeschäftsführerIn erwiesen. 
Informationspakete in digitaler oder Papierform 
wurden und werden gerne an unsere Mitglieder 
zur aktiven Werbung in den Regionen und an Inter-
essenten versendet. Weitere Informationen finden 
Sie unter: 
www.psychiatrie.de/dachverband/mitglie-
der/

Aufgaben laut Gründungsversammlung BAG EGH 2015

Mitgliederversammlung 2016
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ehrenamtlichen Helfern dafür, dass Betroffene 
wohnortnahe und niedrigschwellige Hilfen erhalten. 
So können Verschlechterungen der Krankheits-
symptome oft frühzeitig verhindert werden. 
Menschen mit schweren und chronischen psychi-
schen Störungen ermöglichen die Selbsthilfevereine, 
Therapeuten und Integrationsfirmen ein Leben in 
der Gemeinschaft durch ambulante Unterstützung, 
verschiedene Wohnformen und inklusive Arbeits-
möglichkeiten.

„Es ist unsere gemeinsame gesellschaftliche Aufga-
be, das Wohl des Menschen als Mittelpunkt unserer 
Arbeit zu sehen und unser Handeln danach auszu-
richten. Entsprechend müssen sich Institutionen, 
wie der Dachverband Gemeindepsychiatrie, und 
regionale Hilfeleistende der Gemeindepsychiatrie 
wie auch Krankenhäuser, Kirchen und Behörden 
weiterentwickeln und ihre Kräfte in Netzwerken 
bündeln. Die politisch Verantwortlichen müssen 
die Rahmenbedingungen und Finanzierungsgrundla-
gen dafür schaffen, dass Menschen mit psychischen 
Erkrankungen auch in Zukunft jene ambulanten Un-
terstützungsmöglichkeiten erhalten, die sie stark 
machen und als selbstbestimmte Bürger an der 
Gesellschaft teilhaben lassen“, so Wolfgang Faul-
baum-Decke, Vorsitzender des Dachverbands 
Gemeindepsychiatrie in seiner Begrüßung.

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes wies in ihrem 
Grußwort darauf hin, dass nach Schätzungen der 
Weltgesundheitsorganisation inzwischen jede vier-
te Person einmal im Leben psychisch erkrankt und 
betonte dabei die Wichtigkeit, dass die Betroffenen 
einen kompetenten Ansprechpartner haben. Dabei 
lobte sie die Bedeutung des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie und seiner Trägerorganisationen.

6. Veranstaltungen

6.1.  ����Festakt zum 40-jährigen Jubi-
läum des Dachverbands Ge-
meindepsychiatrie

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. fei-
erte am 15. Juni 2016 sein vierzigjähriges Jubiläum 
mit einem Festakt im Rautenstrauch-Joest-Muse-
um, Köln. Zu den Gratulanten gehören neben der 
Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes und dem 
Psychiatriereferenten im Gesundheitsministerium 
NRW Jörg Holke viele Wegbegleiter der Organi-
sation. 
Der Festakt war geprägt von einem Blick auf die 
bewegte Vergangenheit unseres Verbands. Des-
sen Wurzeln liegen in der Bürgerbewegung der 
1970er-Jahre, die sich für eine reformierte Psychia-
trie und die Rechte psychisch erkrankter Menschen 
einsetzte. Ausgangspunkt der gemeindepsychiatri-
schen Organisationen waren die Schließungen der 
Großkliniken und Wiederbeheimatung chronisch 
psychisch erkrankter Menschen. 
Seit seiner Gründung im Jahr 1976 setzt sich der 
Dachverband für die Rechte psychisch erkrank-
ter Menschen ein und hat zusammen mit seinen 
210 Mitgliedsorganisationen eine Versorgungsland-
schaft mit aufgebaut, in der sich die Behandlung 
an den Bedürfnissen und der Lebenswelt der 
Menschen orientiert. Gemeindepsychiatrische Be-
handlungsmethoden, die die Selbstbestimmung 
des Patienten und seine gesellschaftliche Teilha-
be in den Mittelpunkt stellen, sind heute aus der 
Versorgung psychisch erkrankter und seelisch be-
hinderter Menschen nicht mehr wegzudenken. 
Gemeindepsychiatrische Anbieter sorgen im Netz-
werk mit Therapeuten, Ärzten, Betreuern und 

Wolfgang Faulbaum-Decke
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Jörg Holke, Leiter des Referats Psychiatrie im 
Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, 
Pflege und Alter (MGEPA) des Landes Nord-
rhein-Westfalen, hob in seinem Grußwort das 
Bürgerschaftliche Engagement bei der Umsetzung 
der Psychiatrie-Enquete hervor: Erst durch das 
Engagement von Bürgerinnen und Bürgern wur-
de es möglich, die Isolierung psychisch erkrankter 
Menschen in den (Groß-) Krankenanstalten mit ih-
ren Langzeitstationen aufzubrechen und Kontakte 
zu den Lebenswelten der Menschen außerhalb der 
Klinik herzustellen. Darüber hinaus wurden viele 
der heute fest etablierten ambulanten Hilfen erst 
durch ehrenamtliches Engagement – in Kooperati-
on mit Professionellen – erprobt. Erwähnung fand 
auch der Gesundheitspreis NRW, mit dem das 
MGEPA 2014 das „Netzwerk psychische Gesund-
heit“ (NWpG) ausgezeichnet hat – ein Projekt, an 
dem der Dachverband Gemeindepsychiatrie maß-
geblich mitgewirkt hat. Das NWpG ist ein Angebot 
der Integrierten Versorgung nach § 140 SGB V, das 
die ambulante Behandlung und das Home Treat-
ment stärkt und heute über 12.000 Patientinnen 
und Patienten versorgt.
Dr. Volker Grigutsch, Ministerialdirigent im Bun-
desministerium für Gesundheit, würdigte in seiner 
Rückschau, dass die Entwicklung der Psychiatrie in 
Deutschland seit der Psychiatrie-Enquete als eine 
Erfolgsgeschichte bezeichnet werden kann. Die 
traditionelle Anstaltspsychiatrie ist ersetzt wor-
den durch ein therapeutisch ausgerichtetes System 
von unterschiedlichsten Angeboten an Behandlung 
und Rehabilitation auf stationärer, teilstationärer 
und ambulanter Ebene, so Dr. Grigutsch.

Im Anschluss folgte ein Forum mit Zeitzeugen, in 
dem die TeilnehmerInnen dieser Runde beeindru-
ckend die Entwicklung der Gemeindepsychiatrie 
Revue passieren ließen. Waltraud Matern aus 
Münster war 1960 eine der ersten Sozialarbei-
terinnen in einer psychiatrischen Klinik, die neue 
Wege ging – in der praktischen Arbeit und als 
Vorstandsmitglied des Dachverbands. Hildegunt 
Schütt aus Bonn hat die Angehörigenarbeit im 
Dachverband mitaufgebaut und war die ersten 
acht Jahre Vorsitzende des 1985 gegründeten Bun-
desverbands der Angehörigen psychisch Kranker. 
Sie setzte und setzt sich für eine partnerschaftli-
che und politische Zusammenarbeit aller Akteure 
der Gemeindepsychiatrie und Selbsthilfe ein.
Besonders beeindruckend war die auf dem Fo-
rum eingespielte Videobotschaft von Dorothea 
Buck, der 99-jährigen Ehrenvorsitzenden des Bun-
desverbands der Psychiatrie-Erfahrenen e.V., die 
den Beitrag des Dachverbands bei der Gründung 
der Selbsthilfeorganisation hervorhob. Sie erin-
nerte daran, dass „Gemeinde“ und „Psychiatrie“ 
in Deutschland lange Zeit strikte Gegensätze bil-
deten: Noch bis weit in die 1970er-Jahre wurden 
Menschen in den psychiatrischen Großkliniken 
systematisch aus der Gesellschaft ausgegrenzt. 
Besonders Menschen mit Psychosen, Schizophre-
nien und anderen schweren Krankheitsbildern 
wurde in den im Volksmund als „Irrenanstalten“ 
bekannten Einrichtungen weggeschlossen und so 
Langzeitpatienten ohne Hoffnung auf ein Leben 
außerhalb der Klinik. Oft verschlechterten sich 
Symptome durch Zwangsbehandlungen, Isolati-
on und hochdosierte Psychopharmaka zusätzlich. 
Frau Buck selbst wurde im Dritten Reich als 
Zwangssterilisierte Opfer der NS-Diktatur und 
wurde Zeugin von Morden an psychisch erkrank-
ten Menschen.
www.youtube.com/watch?v=cAH-
AuNn4XF8

Zusammen mit vielen anderen engagierten 
Menschen waren die drei Frauen Teil der Bürger-
bewegung, die gegen die menschenunwürdigen 
Zustände in den psychiatrischen Großkliniken mo-
bil machten. Unter Protestsprüchen wie „Irren ist 
menschlich!“ und „Freiheit heilt!“ forderten sie ein 
Ende des Wegsperrens und einen menschlichen 
und respektvollen Umgang mit den Patienten. Der 

Wolfgang Faulbaum-Decke, Mirko Ološtiak-Brahms, Waltraud Matern, Hilde-
gunt Schütt, Birgit Görres
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im September 1975 erschienene „Bericht über die 
Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ (auch Psychiatrie-Enquete genannt), erstellt 
von einer Sachverständigenkommission aus Mitar-
beitern aller Bereiche der Psychiatrie, im Auftrag 
des Bundestages, gab ihnen recht und der Bewegung 
Rückenwind. Im Zuge der folgenden Psychiatrie-Re-
form und der Auflösung der Großkrankenhäuser 
bildeten sich in Deutschland viele sogenannte Hilfs-
vereine und später Leistungsanbieter, die die 
Unterstützung der Betroffenen übernahmen und 
aus denen sich 1976 der Dachverband gründete, 
damals noch unter dem Namen „Dachverband Psy-
chosozialer Hilfsvereinigungen e.V.“.

Party im BTZ Köln
Abends richtete unser Mitglied BTZ - Berufliche Bildung Köln GmbH eine wunderschöne Party aus. Viele 
„alte“ und aktuelle Weggefährten des Dachverbands Gemeindepsychiatrie kamen und feierten bei Gesang 
und Gesprächen, Essen und Trinken, Tanz und Gelächter. Einige Eindrücke:

Dorothea Buck

gefördert durch: 
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6.2. ����"40 Jahre Psychiatrie-Enque-
te - 40 Jahre Dachverband 
Gemeindepsychiatrie: Blick 
zurück - nach vorn!"               

Jubiläum und Jahrestagung am 15. 
und 16. Juni 2016 in Köln

Nach dem Blick zurück in die bewegte Vergangen-
heit des Verbands im Rahmen des Festakts wurden 
auf der zweitägigen Jahrestagung am 15. und 16. 
Juni unter dem Motto „Blick zurück – nach vorn“ 
Zukunftsthemen, wie etwa das kommende Bun-
desteilhabegesetz und seine Auswirkungen auf 
psychisch erkrankte Menschen, diskutiert.
Eine Besonderheit dieser Tagung, die durch die 
Förderung der KKH ermöglicht wurde, war eine 
Einladung mit Kostenübernahme von insgesamt 20 
Teilnehmern aus dem Kreis der Selbsthilfe und des 
bürgerschaftlichen Engagements aus der gesamten 
Bundesrepublik. 

Nach einer Pause ging es nach dem Festakt im 
Rautenstrauch-Joest-Museum gleichen Tag wei-
ter mit einer Laudatio von Prof. Dr. Rainer Richter 
von der Universitätsklinik Hamburg-Eppendorf. Er 
warnte eindringlich vor der Aushöhlung eines der 
Kernbegriffe der Gemeindespsychiatrie, der „Le-
bensweltorientierung“. Er werde heute viel zu oft, 
so Prof. Richter, inflationär gebraucht, aber oft 
nicht mit konkreten Beschreibungen verbunden. 
Die Chance und auch die Aufgabe lägen darin, Le-
bensweltorientierung in ihren drei Dimensionen 
von Persönlichkeit, Kultur und Gesellschaft mit 
den heutigen aktuellen Inhalten zu füllen. 
Nach dieser aufrüttelnden Laudatio stellte Birgit 
Görres, Geschäftsführerin Dachverband Gemein-
depsychiatrie e.V., die vergangenen 40 Jahre 
Gemeindepsychiatrie in einer Stunde vor - eine 
schwierige Aufgabe, sollten doch Wertschätzung 
des Engagements vieler Menschen für eine bessere 
Psychiatrie verknüpft werden mit fachlichen Ent-
wicklungen. Der multimediale Beitrag zeigte sehr 
anschaulich, wie wesentlich die Entstehung und 
Fortführung von Selbsthilfe, bürgerschaftlichem 
Engagement und Trialog mit dem Dachverband 
Gemeindepsychiatrie verknüpft waren und sind. 

Am zweiten Tag wurde im Horion-Haus des Land-
schaftsverbands Rheinland (LVR) in Köln-Deutz 
der Blick nach vorne in die Zukunft und damit auf 
wichtige aktuelle Themen der gemeindepsychiatri-
schen Versorgung gerichtet. Aus der historischen 
Verantwortung, die aus der Psychiatrie-Enquete 
und in jüngerer Zeit aus der UN-BRK erwachsen 
ist, arbeiten die Träger heute an der Verbindung 
von Werteorientierung, wie z. B. Zwangsvermei-
dung, Trialog, Empowerment und Inklusion sowie 
der Weiterentwicklung gemeindepsychiatrischer 
Organisationen. In ihrem Fokus steht, dass sie das 
Wohl und die Ressourcen von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen in den Mittelpunkt stellen.
Als Vertreterin des Gastgebers begrüßte Martina 
Wenzel-Jankowksi, LVR-Dezernatsleitung Klinik-
verbund und Verbund Heilpädagogischer Hilfen, 
die Teilnehmer und beglückwünschte den Dachver-
band zu seinem Jubiläum. In ihrem Vortrag stellte 
sie die gemeinsam von der Gemeindepsychiatrie 
und dem Landschaftsverband Rheinland erreichten 
Ziele beim Aufbau ambulanter Hilfestrukturen für 
Menschen mit psychischen Erkrankungen und die 
Zukunftsperspektiven vor.
Im Anschluss folgte der Vortrag von Prof. Dr. Rolf 
Rosenbrock, Vorsitzender „Der Paritätische Ge-
samtverband“, der als Hauptziel für die Zukunft 
der psychiatrischen Versorgung definierte: „Im Er-
gebnis soll Gesundheitspolitik dafür sorgen, dass 
jeder Mensch mit einem Gesundheitsproblem 
zur richtigen Zeit den richtigen Eingang in die 
Versorgung findet und dort auf integrierte und nut-
zerfreundlich vernetzte Strukturen trifft, in denen 
gut ausgebildete und motivierte Fachkräfte auf wis-
senschaftlicher Basis unter ergebnisorientierten 
Anreizen und mit geeigneter Technologierespekt-
voll und ressourcenorientiert diagnostizieren, 
therapieren, rehabilitieren, pflegen und unterstüt-
zen." 

Prof. Dr. Rolf Rosenbrock      
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Von diesen Worten motiviert nahmen im An-
schluss an den Vortrag von Prof. Rosenbrock die 
Teilnehmer der Jahrestagung an vier Symposien 
teil. In den Symposien wurden zunächst erfolgrei-
che Modelle und Zukunftsszenarien/Strategien der 
Gemeindepsychiatrie vorgestellt und in Form des 
World Cafés diskutiert. Die Ergebnisse wurden an-
schließend im Plenum vorgestellt. Diese finden Sie, 
wie die gesamte Tagungsdokumentation unter: 
www.dvgp.org/tagungsberichte/jahresta-
gung-2016

gefördert durch: 

6.3.  �Fachtagung „Gemeindepsy-
chiatrie 2.0 – Chancen und 
Grenzen von E-Mental- 
Health“

Über den Einzug der Digitalisierung in die psychia-
trische Versorgung wurde am 11. November 2016 
im Berliner „Hotel Grenzfall“ diskutiert. In der gut 
besuchten Fachtagung konnten sich die Teilnehmer, 
die teilweise eigens aus europäischen Nachbarlän-
dern angereist waren, zunächst in den Vorträgen 
unserer Referenten einen Überblick über die His-
torie, die notwendigen Qualitätskriterien und den 
Perspektiven von E-Mental-Health verschaffen. Im 
Anschluss folgte die Vorstellung von drei Program-
men, die teilweise schon seit Jahren erfolgreich 
angeboten, genutzt und beforscht werden. Ne-
ben der Wissensvermittlung war es das Ziel der 
Veranstaltung, zu überprüfen, welche Anwendungs-
gebiete mit den neuen technischen Möglichkeiten 
abgedeckt werden können und wo die Grenzen 

Dr. med. Iris Hauth Präsidentin DGPPN, Thomas Pirsig DV Köln, Marius 
Greuel GF Pinel Berlin, Prof. Dr. med. Steffi G. Riedel-Heller, Universität 
Leipzig, Dr. Thomas Floeth, Pinel, Berlin (v.l.)

der Anwendungen liegen sollten, damit Selbstbe-
stimmung und Autonomie der Nutzerinnen und 
Nutzer als oberster Grundsatz sichergestellt wer-
den können. 

In der anschließenden intensiven Diskussion wur-
de deutlich, dass die Angebote bereits heute 
einen wichtigen Platz in der Versorgung von Men-
schen mit psychischen Problemen einnehmen, dass 
aber immer wieder zu überprüfen ist, für welche 
Krankheitsbilder sie unterstützend hilfreich sein 
können. Darüber hinaus müssten auch die Gren-
zen von E-Mental-Health anerkannt werden, an 
denen die therapeutische Intervention in Form des  
Face-to-Face-Kontakts unumgänglich ist. 
Zur Tagungsdokumentation: 
www.dvgp.org/tagungsberichte/fachta-
gung-e-mental-health-2016.html 

gefördert durch:

6.4.  ����Fachtagung „Gemeindepsy-
chiatrie und Kliniken. Von 
der Konkurrenz zur Partner-
schaft – Modelle erfolgreicher 
Vernetzung“  

Die Fachtagung am 21.01.2016 in Frankfurt am 
Main war mit 100 TeilnehmerInnen aus dem gan-
zen Bundesgebiet gut besucht. Schon im ersten 
Vortrag von Rainer Kukla, Landesrat a.D., mit dem 
Titel „Aus der gleichen Schule - Die Historie der 
Sozialpsychiatrie“ wurde deutlich, dass die meisten 
in der Psychiatrie Tätigen, ob ambulant, ob statio-
när, oft den gleichen Hintergrund haben. 
Und dass viele in der Psychiatrie-Enquete formu-
lierte Forderungen noch heute Bestand haben, 
oder genauer; immer noch der Umsetzung bedür-
fen.
Dazu gehörten damals wie heute die vier 
Hauptempfehlungen:
•	 gemeindenahe Versorgung 
•	 bedarfsgerechte und umfassende Versorgung 
•	 Koordination aller Versorgungsdienste 
•	 Gleichstellung von psychisch und somatisch 

Kranken 
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Dr. Norbert Mönter, Prof. Dr. Joachim Salize, Dr. Michael Welschehold, Dr. Thomas Floeth, Wolfgang Schrank, Nils Greve, 
Dr. Stephan Rinckens, Dieter Schax (v.l.)

Nach einer wissenschaftlichen Betrachtung des 
Themas durch Herrn Prof. Salize, die im Grunde 
aussagte, dass es die Vernetzung von ambulant 
und stationär kaum gefördert und evaluiert wur-
den drei Modelle vorgestellt, wie unter heutigen 
Bedingungen diese Zusammenarbeit erfolgreich 
praktizierbar ist. 

In den folgenden Plenumsrunden unter Einbezie-
hung der Teilnehmer und hervorragend 
moderiert vom Journalisten Ralph Erdenberger-
wurden Schlüsse gezogen, wie man aus dem 
bisher Gehörten übertragbare Handlungsweisen 
für die zukünftige Gestaltung der Zusammenar-
beit und Vernetzung übernehmen könnte.
Nils Greve zog für den Vorstand des Dachver-
bands Gemeindepsychiatrie folgendes Fazit: 

„Ambulante; aufsuchende, jederzeit er-
reichbare, modular vernetzte Hilfen und 
Behandlungsmöglichkeiten für Menschen mit 
schweren psychischen Erkrankungen führen zu 
nachhaltig besseren Resultaten, können modular 
zusammengesetzt sein und darum individuell be-
dürfnisgerecht angepasst werden. Sie können das 
private Umfeld leichter einbeziehen, sind ökono-
misch vorteilhaft, erfüllen die Forderungen der 
UN-Behindertenrechtskonvention. 
Zur Umsetzung werden regionale Netzwerke 
aller (wesentlichen) beteiligten Dienste ge-
braucht.“

gefördert durch:
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Grundsätzlich begrüßt der Dachver-
band Gemeindepsychiatrie e.V. das 
Vorhaben der Bundesregierung, die Einglie-
derungshilfe für Menschen mit Behinderung 
weiterzuentwickeln und ein Bundesteilhabege-
setz vorzulegen. Die Überwindung der einzelnen 
Sozialgesetze zugunsten einer integrierten Leis-
tungserbringung ist seit der Psychiatrie-Enquete 
die zentrale Forderung der Gemeindepsychia-
trie. Für Menschen mit psychischer Erkrankung 
ist besonders relevant, die Unterstützung bei der 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben integrativ 
über mehrere Leistungsgesetze zu regeln und die 
Selbstbestimmung  zu fördern. Der Gesetzentwurf 
 unterstreicht das in dem einleitenden § 1, wo-
nach den besonderen Bedürfnissen von Menschen 
mit seelischen Behinderungen Rechnung getragen 
werden soll. 
Ein besonderes Anliegen ist für Menschen mit 
psychischen Erkrankungen gemäß Artikel 19 der 
UN-BRK, in einer eigenen Wohnung leben zu 
können und dort die erforderlichen Unterstüt-
zungsleistungen zu erhalten. Daher erscheint es 
uns besonders wichtig, dass die Möglichkeit der 
gleichzeitigen Erbringung von Leistungen ver-
schiedener Sozialgesetze im Gesetz deutlich 
hervorgehoben wird. 
Sehr problematisch ist aus unserer Sicht, dass 
sich die Prinzipien und Begrifflichkeiten aus Teil 1 
des Referentenentwurfs in Teil 2 nicht wiederfin-
den und teilweise widersprechen. 
Sorge bereitet uns die Definition der Leistungen 
zur Sozialen Teilhabe in §§ 76, 113 sowie insbe-
sondere die Definition der Assistenzleistungen in 
§ 78. Die Leistungen der Assistenz als Hilfe zur 
„Bewältigung des Alltags“ zu definieren stellt eine 
Engführung dar, die an der Lebenswirklichkeit ei-
nes Großteils psychisch erkrankter Menschen 
vorbeizielt. Bei vielen Betroffenen besteht das 

Problem darin, dass sie sich krankheitsbedingt 
„in die eigenen vier Wände“ zurückziehen, dort 
vereinsamen und damit weiterhin aus dem ge-
sellschaftlichen Leben ausgeschlossen bleiben. 
Das eigentliche Ziel der Eingliederungshilfe, die 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermög-
lichen, bleibt damit unerfüllt. 

Die konsequente Anwendung der ICF stellt aus 
unserer Sicht eine der größten Stärken des Re-
ferentenentwurfes dar. Die ICF bietet mit der 
Klassifikation der Körperfunktionen/-strukturen 
und ihren Einschränkungen in Wechselwirkung 
mit einschränkenden und fördernden Umwelt-
faktoren eine umfassende Klassifikation der 
Teilhabeeinschränkungen dar. Problematisch ist al-
lerdings die Umsetzung dessen, was im bisherigen 
SGB XII als „wesentliche Behinderung“ definiert 
wurde, nämlich dann, „wenn die Ausführung von 
Aktivitäten in mindestens fünf Lebensbereichen 
nach Absatz 2 nicht ohne personelle oder tech-
nische Unterstützung möglich oder in mindestens 
drei Lebensbereichen auch mit personeller oder 
technischer Unterstützung nicht möglich ist“. 
Diese Quantifizierung würde jedoch dazu füh-
ren, dass viele Personen, insbesondere solche mit 
psychischen Erkrankungen aus der Definition des 
leistungsberechtigten Personenkreises der Ein-
gliederungshilfe, herausfallen würden. Wer sich 
intensiv mit der Klassifikation der Aktivitäten 
und Partizipation (Teilhabe) der ICF beschäftigt 
hat, weiß, dass die in § 99 (2) übernommenen 
neun Lebensbereiche in jedem Bereich umfassen-
de Teilhabeeinschränkungen beschreiben und die 
Einschränkung in einem Bereich sehr wohl eine 
„erhebliche Teilhabeeinschränkung“ zur Folge 
haben kann. Die Einschränkung auf die Beein-
trächtigung in mehreren Lebensbereichen der 
ICF widerspricht dem Recht auf Teilhabe funda-
mental und damit den Prinzipien der UN-BRK. 
Sie muss aus dem Gesetzesentwurf entfernt wer-
den, um insbesondere dem in § 1 formulierten 
Anspruch gerecht zu werden, den besonderen 
Bedürfnissen von Menschen mit seelischen Be-
hinderungen Rechnung zu tragen.

Teil 1 des Gesetzesentwurfs enthält differen-
zierte Regelungen zum Verfahren der Ermittlung 

7.  ����Zukunft und Positionen der 
Gemeindepsychiatrie

7.1. Bundesteilhabegesetz 
Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderung (Bundesteilhabege-
setz)
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des Rehabilitations- und Teilhabebedarfs. Es 
ist jedoch bei Menschen mit psychischen Er-
krankungen verbreitet, dass sie Hilfeangeboten 
krankheitsbedingt ambivalent gegenüberstehen. 
In der Vergangenheit bestand ein Problem der 
gemeindepsychiatrischen Versorgung darin, dass 
vor allem Personen mit schweren Beeinträchti-
gungen in institutionelle Angebote – häufig auch 
Pflegeheime – verwiesen wurden. Um diese Ex-
klusion nach Möglichkeit zu vermeiden, müssen 
Bedarfsermittlung und Teilhabeplanung bei die-
sem Personenkreis partizipativ und unterstützend 
aufgebaut werden. Die Regelungen des § 20 (Teil-
habekonferenz) schaffen die Möglichkeit, neben 
den Betroffenen auch die Seite der Leistungs-
erbringer verbindlich in die Teilhabekonferenz 
einzubeziehen. Es erschließt sich uns allerdings 
nicht, warum dies in der Regelung für die Ge-
samtplankonferenz nach § 119 ausgeschlossen ist. 
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. weist 
darauf hin, dass sich in verschiedenen Bundeslän-
dern Hilfeplankonferenzen bewährt haben und 
hält daher deren flächendeckende Einführung für 
unabdingbar.

Aus fachlicher Sicht sprechen wir uns gegen den 
Vorrang der Pflegeleistungen vor Leistungen der 
Teilhabe für die Personengruppe der Menschen 
mit seelischen Behinderungen aus. Dies wider-
spricht dem in § 4, Teil 1 formulierten Grundsatz, 
dass Pflegebedürftigkeit durch Leistungen der 
Teilhabe verhindert werden soll. Die Definition 
des selbstbestimmten Wohnens könnte durch 
eine Weiterentwicklung der Heimgesetzgebung 
gewährleistet werden, wie sie in Baden-Württem-
berg durch das Wohn-Teilhabe- und Pflegegesetz 
im Jahr 2014 erfolgt ist.

Hier wurden die Vorgaben des Wohn- und 
Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG) so wei-
terentwickelt, dass zwischen ambulanten und 
vollstationären Wohnformen eine dritte Form, die 
der teilweise selbstverantworteten ambulant be-
treuten Wohngemeinschaften, ordnungsrechtlich 
eingezogen wurde. entsprechend dem individu-
ellen Hilfebedarf zur Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft. 

7.2. Soziotherapie

Im Gemeinsamen Bundesausschuss bezog Pe-
tra Godel-Ehrhardt am 07.10.2016 für den 
Vorstand Stellung zur Neufassung der Soziothe-
rapie-Richtlinie (ST-RL): Verordnungsbefugnis von 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten bei 
der Soziotherapie.

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie setzt sich 
seit Jahren für die Verbreitung der Soziotherapie 
ein und beteiligt sich seit Anbeginn an der sozi-
al- und gesundheitspolitischen Diskussion zu den 
Umsetzungsschwierigkeiten. 
Der Dachverband erhielt die Gelegenheit zur Ab-
gabe einer Stellungnahme zum Entlassmanagement 
und zur Verordnungsfähigkeit der Soziotherapie. 
Vor der abschließenden Entscheidung des Ge-
meinsamen Bundesausschusses (G-BA) erhielt der 
Dachverband die Gelegenheit zur Anhörung seiner 
Stellungnahme. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 
spricht sich gegen eine Einschränkung des Subsi-
diaritätsprinzips sowie gegen eine Einschränkung 
der Vertrags- und Vergütungsgrundsätze aus. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 
schließt sich insgesamt der kommenden Stellung-
nahme seines Spitzenverbandes, des Paritätischen 
Gesamtverbandes, zu dem Entwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilha-
begesetz) an. 

Petra Godel-Ehrhardt
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Folgende Veränderung der Soziotherapie Richtlini-
en (ST-RL) sind eingetreten: Der Unterausschuss 
Veranlasste Leistungen (UA VL) des G-BA hat 
seine Beratungen zu einer Änderung der Soziothe-
rapie-Richtlinie (ST-RL) bezüglich der Verordnung 
der in § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 SGB V ge-
nannten Leistungen für eine Dauer von maximal 
sieben Tage durch die Krankenhäuser im Rahmen 
des Entlassmanagements beschlossen. 
Dies bedeutet, dass Krankenhäuser zukünftig für 
die Patientinnen und Patienten bei Entlassung für 
einen Zeitraum von bis zu sieben Tagen u. a. Sozio-
therapie verordnen können. Die Verordnung von 
Soziotherapie war bisher nur niedergelassenen 
Vertragsärztinnen und Vertragsärzten vorbehal-
ten. Die Stunden werden auf das Gesamtkontingent 
von 120 Stunden innerhalb von drei Jahre ange-
rechnet.

Des Weiteren wurde der Dachverband zum Be-
schlussentwurf des G-BA über eine Änderung der 
Soziotherapierichtlinien zur Verordnungsbefugnis 
angefragt. Die richtliniengemäße Verordnung soll 
durch die Berufsgruppen der Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten erweitert werden.

Dazu hat der Dachverband geprägt von Erfah-
rungswissen und den trialogisch abgestimmten 
Forderungen der Gemeindepsychiatrischen 
Grundsätze Stellung genommen. 

Die Anhörung zur Änderung ist für Februar 2017 
terminiert und tritt Mitte 2017 in Kraft. 

Stellungnahme und Anhörung zur Neufas-
sung der Soziotherapierichtlinien
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie ist 
seit fast 40 Jahren bundesweit tätig. Mit sei-
nen 220 Mitgliedsorganisationen, deren 18.000 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern und deren 
Netzwerken werden ca. 100.000 Menschen 
mit psychischen Erkrankungen versorgt. Der 
Dachverband Gemeindepsychiatrie und sei-
ne Mitgliedsorganisationen stehen für eine 
lebensweltorientierte Versorgung mit bedürfni-
sangepassten Komplexleistungen. 
Innerhalb der dazu nötigen psychiatrischen 
Versorgungsstruktur kommt den soziotherapeu-
tischen Leistungen ein besonderer Stellenwert 
zu. Der Dachverband Gemeindepsychiatrie und 
seine Mitgliedsorganisationen arbeiten seit über 
10 Jahren an der bundesweiten Implementierung. 

Die Erweiterung der Verordnungsbefugnis zur 
Soziotherapie durch Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten wird grundsätzlich vom 
Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßt. 
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie pflegt 
seit Jahren die gute Zusammenarbeit mit den 
Dachorganisationen der Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten. Gemeinsame Veranstal-
tungen sowie Abstimmungen und Stellungnahmen 
zu gemeindespsychiatrischen Grundsatzthemen 
und Versorgungsstrukturen auf Bundesebene 
sind inzwischen selbstverständlich. 

Zu § 1 Abs.1 und 4 Erweiterung der Berufsgruppe 
– die Ergänzung wird grundsätzlich befürwortet.

Zu § 1 Absatz 2, § 2 Absatz 2 und 5, § 3 Absatz 1 
und 2b, § 4 Absatz 4 
Anpassung in Bezug auf „Ärztlich und ärzt-
lich verordnete Leistungen“ und „ärztliche 
Behandlung“ - Aus der Erfahrung auch nach den 
vorangegangenen Richtlinien ergaben sich häu-
fig Synergieeffekte in der Zusammenarbeit mit 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten zu therapeutischen Zielen insbesondere zur 
Absprachefähigkeit, Psychoedukation und Com-
pliance. 
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Der Dachverband Gemeindepsychiatrie hat am 
13.06.2016 bereits zum Referentenentwurf des 
Bundesministeriums für Gesundheit ausführlich 
Stellung genommen. 
Aus Anlass der Anhörung am 26.09.2016 sollen 
die folgenden Punkte besonders hervorgehoben 
werden, die in enger Verbindung zu den in der 
vorangegangenen Stellungnahme genannten An-
geboten der Mitglieder des Dachverbands mit 
Verträgen der Integrierten Versorgung gemäß  
§ 140a SGB V stehen.
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie begrüßt 
die Absicht der Bundesregierung, den Fachkran-
kenhäusern und Fachabteilungen im Artikel 5 die 
Möglichkeit einer „stationsäquivalenten Behand-
lung“ in akuten Krankheitsphasen zu eröffnen, 
wenn eine Indikation für eine stationäre Kran-
kenhausbehandlung vorliegt. Dieses sogenannte 
„stationsersetzende Home Treatment“ ist in vie-
len Fällen geeignet, die Akutbehandlung in das 

Durch die Erweiterung, der Verordnungsbefugnis 
erhalten die Patientinnen und Patienten ergän-
zende Leistungen zur ärztlichen Behandlung auch 
in Krisensituationen und in der Akutbehandlung. 

Zu § 3 Leistungsinhalt Absatz 1 und 2a/b 
Die Erweiterung explizit mit dem Anspruch 
der selbständigen Befähigung zur Inanspruch-
nahme auch psychotherapeutische Behandlung 
hinzuzunehmen, wird begrüßt. - Die trialogi-
sche Bearbeitung des Betreuungsplanes und die 
Zusammenarbeit sowie die Koordination der 
soziotherapeutischen Behandlungsziele muss re-
gelmäßig zusammen mit der Patientin oder dem 
Patienten und der Verordnerin oder dem Ver-
ordner überprüft werden, da die Soziotherapie in 
der Regel über einen längeren Zeitraum erbracht 
wird. 

Zu §4 Änderung in Absatz 1 nach Satz 3 
„Die Verordnung durch eine Psychotherapeu-
tin oder einen Psychotherapeuten nach Absatz 
2 Buchstabe f und g setzt voraus, dass bei der 
Indikationsstellung für Soziotherapie der über 
die Psychotherapie hinausgehende Bedarf an 
soziotherapeutischen Leistungen von der Psy-
chotherapeutin oder dem Psychotherapeuten 
festgestellt und beschrieben wird.“ 
Diese Ergänzung wird befürwortet.Verordnungen 
durch Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sollten nicht zum Abbruch der laufenden 
Psychotherapie führen. Es sollte begründet sein, 
warum Soziotherapie verordnet wird und eine 
klare Abgrenzung zu den soziotherapeutischen 
Leistungen erfolgen. 

Zu § 4 Absatz 3 Satz 1 
Die Erklärung über die Kooperation in ei-
nem gemeindepsychiatrischen Verbund oder in 
vergleichbaren Versorgungsstrukturen ist zwin-
gend notwendig. Viele Unterstützungs- und 
Versorgungsmöglichkeiten sind im gemeindepsy-
chiatrischen Verbundsystem, in den psychosozialen 
Arbeitsgemeinschaften oder sonstigen psychia-
trischen Netzwerken im Umfeld des Patienten 
vorzufinden. Eine verbindliche Zusammenarbeit 
zur optimalen und individuellen Einschätzung der 

zu verordnenden Leistungen ist für die Verord-
nung der Soziotherapie unabdingbar. 
Die richtliniengemäße Zusammenarbeit mit 
den Soziotherapeutinnen und Soziotherapeu-
ten mit der Verordnerin oder dem Verordner 
ist obligat. 

Die Änderung zur sprachlichen Gleichbehand-
lung in allen Paragraphen und Absätzen wird 
befürwortet. 

Mit der Änderung ist die Hoffnung verbunden, 
dass sich die ambulante psychiatrische Ver-
sorgung mit Soziotherapie verbessert und die 
Leistungsinanspruchnahme erhöht wird, da für 
die Zielgruppe weiterhin ein erheblicher Ver-
sorgungs- und Unterstützungsbedarf besteht. 

7.3.  ����Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Versorgung und der 
Vergütung für psychiatrische 
und psychosomatische Leis-
tungen (PsychVVG) 

Stellungnahme zum Entwurf der Bundesregierung
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persönliche Lebensumfeld psychisch Erkrankter 
zu tragen, Angehörige einzubeziehen und den 
Transfer therapeutischer Fortschritte in die Zeit 
nach der Behandlung zu erleichtern.

Mit einigen Detailbestimmungen im neuen § 115d 
SGB V wird die Einführung dieser neuen Behand-
lungsform allerdings aus unserer Sicht unnötig 
erschwert.

Dies betrifft zunächst die Einschränkung auf 
Krankenhäuser und Fachabteilungen „mit regio-
naler Versorgungsverpflichtung“ (Abs. 1 Satz 1), 
die aus unserer Sicht keine sachliche Begründung 
hat und ersatzlos entfallen sollte. Stationsäquiva-
lente Behandlung sollte in allen Situationen und 
durch alle geeigneten psychiatrischen Kranken-
hauseinrichtungen angeboten werden können, 
wenn sie für die Betroffenen die oben genann-
ten Vorteile bringen kann. Wir schlagen darum 
vor, den Beginn Abs. 1 Satz 1 folgendermaßen zu 
fassen:
  ����Nach § 108 zugelassene psychiatrische Kran-
kenhäuser sowie Allgemeinkrankenhäuser mit 
selbstständigen, fachärztlich geleiteten psych-
iatrischen Abteilungen können in medizinisch 
geeigneten Fällen, wenn und solange eine 
Indikation für eine stationäre psychiatrische Be-
handlung vorliegt, in akuten Krankheitsphasen 
anstelle einer vollstationären Behandlung eine 
stationsäquivalente psychiatrische Behandlung 
im häuslichen Umfeld erbringen. 

Diese Formulierung entspricht der vorgesehenen 
Änderung in § 39 Abs. 1 Satz 2.

Sodann baut die Formulierung in Abs. 1 Satz 3 
unnötige Begründungshürden für die Beteiligung 
ambulant tätiger Leistungserbringer auf. Statt der 
Formulierung: 

  ����„In geeigneten Fällen, insbesondere wenn 
dies der Behandlungskontinuität dient oder 
aus Gründen der Wohnortnähe sachgerecht 
ist, kann das Krankenhaus an der ambulan-
ten psychiatrischen Versorgung teilnehmende 
Leistungserbringer oder ein anderes zur Er-
bringung der stationsäquivalenten Behandlung 
berechtigtes Krankenhaus mit der Durchfüh-

rung von Teilen der Behandlung beauftragen“  

sollte es aus unserer Sicht heißen: 
  ����„Das Krankenhaus sollte an der ambulanten 
psychiatrischen Versorgung teilnehmende Leis-
tungserbringer, die geeignete Angebote bereits 
vorhalten, mit der Durchführung entspre-
chender Teile der Behandlung beauftragen. In 
geeigneten Fällen, insbesondere aus Gründen 
der Wohnortnähe oder der Behandlungskon-
tinuität, kann ein anderes zur Erbringung der 
stationsäquivalenten Behandlung berechtigtes 
Krankenhaus mit der Durchführung beauftragt 
werden.“

Wir verweisen zur Begründung auf die bereits vor-
liegenden Erfahrungen mit multiprofessionellen, 
ambulant und bei Bedarf aufsuchend arbeitenden 
Behandlungsteams in bestehenden Verträgen nach 
§ 64b und § 140a SGB V sowie auf internationale, 
gut evaluierte Erfahrungen mit dieser Behand-
lungsform, die zu entsprechenden Empfehlungen  
in der S3-Leitlinie Psychosoziale Therapien 
bei schweren psychischen Erkrankungen der  
DGPPN geführt haben. Mitgliedsorganisationen 
des Dachverbands Gemeindepsychiatrie arbeiten 
in mehr als 50 kommunalen Gebietskörperschaf-
ten Deutschlands mit solchen ambulanten Teams, 
zum Teil bereits seit dem Jahr 2009, und brin-
gen dazu ihre ausgedehnten Erfahrungen und 
Kompetenzen mit aufsuchenden Hilfen und mul-
tiprofessionellen Teams ein. Daneben bestehen 
ähnliche Teams auch in Trägerschaft einer Reihe 
von Fachkliniken und in vergleichbarer Form auch 
bei einigen Facharzt-Netzwerken.

Angesichts dessen, dass in den meisten Regionen 
Deutschlands ein eklatanter Mangel an geeigne-
ten Angeboten des Home Treatment besteht, 
sollte allen Leistungserbringern des SGB V, die 
zum Aufbau dieser Behandlung bereit und geeig-
net sind, der Zugang dazu so leicht wie möglich 
gemacht werden. Wo es bereits solche Leis-
tungserbringer gibt, sollten sie zum Aufbau 
gemeinsamer Angebote stimuliert werden. Ein 
Aufbau von Parallel- und Doppelstrukturen sollte 
möglichst vermieden werden.



35

Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V.� Tätigkeitsbericht 2016

Aus den genannten Überlegungen heraus regen 
wir außerdem an, die vorgesehene Ergänzung des 
§ 109 Abs. 1 (Artikel 5 Ziffer 4 des Entwurfs) fol-
gendermaßen zu formulieren:

  ����„In der Krankenhausplanung werden sta-
tionsäquivalente Behandlungen in Bezug auf 
die vereinbarten Bettenzahlen wie stationä-
re Behandlungen gewertet. Die Bettenzahl und  
-struktur eines Krankenhauses gemäß des je-
weils gültigen Krankenhausplans wird von der 
Umwandlung von vollstationären zu stationsäqui-
valenten Leistungen nicht tangiert.“

Diese Änderung entspricht der von der Bun-
desregierung gewählten Bezeichnung des 
stationsersetzenden Home Treatment als „stati-
onsäquivalente Behandlung“ und vermeidet eine 
wirtschaftliche Benachteiligung solcher Kliniken 
und Fachabteilungen, die überhaupt zum Aufbau 
dieser strukturell und fachlich anspruchsvollen 
neuen Behandlungsform bereit sind.

7.4. S3-Leitlinie Schizophrenie

Seit Mai 2013 beteiligte sich der Dachverband 
Gemeindepsychiatrie an der Überarbeitung der 
S3-Leitlinie „Schizophrenie“ der Deutschen Ge-
sellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und 
Nervenheilkunde (DGPPN, 2006) unter der 
Leitung von Univ.-Prof. Dr. med. Peter Falkai, 
Univ.-Prof. Dr. med. Wolfgang Gaebel (Projekt-
leitung). Ziel der Leitlinie ist die Verbesserung 
der Behandlung von Menschen mit Schizophrenie. 
Auf der Basis aktueller wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und guter Versorgungspraxis werden 
Empfehlungen der Expertengruppe im Konsens-
prozess unter Beteiligung von Fachgesellschaften 
und Organisationen in Verbindung zu vorhande-
nen Leitlinien anderer Fachgesellschaften für die 
Behandlung von Menschen, die an einer Schizo-
phrenie erkrankt sind, abgestimmt.

Der geplante Ablauf sieht folgendermaßen aus:

Die Priorisierung erfolgt anhand einer Abstimmung 
darüber, welche Aspekte unverändert beste-
hen bleiben können (z. B. Empfehlungen, die auf 
Expertenkonsens bzw. „Good Clinical Practice“ 
beruhen), gestrichen werden oder überarbeitet 
werden müssen. Überarbeitungsstrategien sind da-
bei:
1. Expertenkonsens
2. Leitlinienadaptation
3. Neue Wissensgenerierung (De-novo-Recherche 
Evidenzbasierung)

Es wird das Standard Operating Procedure (SOP) 
angewendet, es dient der Standardisierung und 
Strukturierung des methodischen Vorgehens bei 
der Überarbeitung der S3-Leitlinie Schizophre-
nie (DGPPN, 2006). Somit wird eine einheitliche 
Arbeitsgrundlage für die inhaltlichen Ausarbeitun-
gen der Leitlinie bei Evidenzrecherchen geschaffen. 
Die Entscheidung für einen "Expertenkonsens" vo-
tiert aus dem Heranziehung von Erfahrungswissen, 
bei Bedarf gestützt auf Literatur aus Handsuchen  
(z. B. Berichten aus Expertenkreisen) aller beteilig-
ten Leitliniengruppen. 
Für eine "De-novo-Recherche" soll im wesentlichen 
Literatur gesichtet werden, die ab dem 01.01.2003 
erschienen ist, es sei denn, zu der Thematik liegt 
eine hochwertige systematische Übersichtsarbeit 
aus jüngerer Zeit vor, welche den Recherchebe-
ginn ab Erscheinungsdatum rechtfertigt. Wurde 
eine klinische Fragestellung in der zu aktualisieren-
den Leitlinie noch nicht berücksichtigt, kann der 
Zeitraum der Recherche nach Ermessen ausgewei-
tet werden.  
Der Erfolg der Leitlinien ergibt sich aus der me-
thodischen Qualität, der Transparenz, klarer 
Zielsetzung, fachlicher und inhaltlicher Angemes-
senheit, dem Praxisbezug, der Orientierung am 
Versorgungsablauf. Zielsetzung soll die Ver-
besserung der Wissensvermittlung für eine 
systematische, wissenschaftlich fundierte Entschei-
dungsfindung sein. 
Verstärkt werden soll die Unterstützung der Pati-
enteninnen und Patienten in ihrer Rolle als Partner. 
Darüber hinaus wird die angemessene Nutzung be-
grenzter Ressourcen durch Vermeidung unnötiger 
diagnostischer und therapeutischer Verfahren über-
prüft zur Optimierung der Versorgungsqualität. 
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7.6.  ����Veröffentlichungen und Vor-
träge

7.6.1 Veröffentlichungen
Görres, Birgit / Pirsig, Thomas: Verbesserung der Be-
handlung von beeinträchtigten Kindern mit einem 
psychisch erkrankten Elternteil durch den Ausbau von 
Kooperationsbeziehungen, in: Forum für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie. 

Görres, Birgit: Hildegunt Schütt – Engagement und 
Pfeffer, in: Psychosoziale Umschau 30 (3/2016), S.11.

Görres, Birgit: Erlebte Geschichte. Matern: Sozialar-
beit in der Psychiatrie, in: Psychosoziale Umschau 31 
(4/2016) S. 57.

Görres, Birgit / Janssen, Ludwig (Hg.): 40 Jah-
re Psychiatrie-Enquete, 40 Jahre Dachverband 
Gemeindepsychiatrie. Eine Chronik mit Interviews und 
Fachartikeln, Eigenverlag Dachverband Gemeindepsy-
chiatrie, Köln.

Görres, Birgit: Grußwort „40 Jahre Platane 19 - Verein 
zur Wiedereingliederung psychisch Kranker“

Greve, Nils / Schütze, Werner: Implementierung von 
netzwerkbezogenen Therapien in ein klinisches und in 
ein außerklinisches Versorgungssystem. Familiendyna-
mik 41 (1), S. 44 – 51.

Greve, Nils: Home Treatment und Offener Dialog. Zwei 
Tagungen begleiten die Entwicklung ambulant-aufsu-
chender Komplexbehandlung. Psychosoziale Umschau 
31 (1), S. 10 – 11.

Greve, Nils: Novellierung des PsychKG in NRW: zu 
kurz gesprungen. Psychosoziale Umschau 31 (04/2016), 
S. 30 – 31.

Heuchemer, Peter: Neue Wege zur Inklusion. Erfah-
rungen aus drei Jahren PIELAV und Perspektiven auf 
innovative Behandlungskonzepte der Gemeindepsych-
iatrie. Eigenverlag Dachverband Gemeindepsychiatrie, 
Köln.

Heuchemer, Peter: Miteinander im Gespräch. Unter-
stützung und Teilhabe durch gemeindepsychiatrische 

7.5. ����Kinder psychisch erkrankter 
Eltern

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie war – zu-
sammen mit anderen Verbänden - in 2016 an der 
Erstellung eines Eckpunktepapiers des Nationalen 
Zentrums Frühe Hilfen (NZFH) zu Hilfebedarfen 
von Kindern psychisch erkrankter Eltern betei-
ligt und zeichnete es mit. Bei der gemeinsamen 
politischen Verbändeinitiative zur Einrichtung ei-
ner Sachverständigenkommission zur Klärung der 
Nahtstellen zwischen den SGBs gab es in 2016 nur 
wenig Bewegung. Es fand eine weitere Anhörung 
von Vertretern des Familien- und des Gesundheits-
ausschusses zusammen mit AFET (federführend 
fürden Antrag) statt, bei dem in Teilen Unterstüt-
zung signalisiert wurde. 
Im September wurde von Bündnis90/Grüne im Fa-
milien- und Gesundheitsausschuss ein Antrag zu 
Hilfen für Kinder psychisch erkrankter Eltern an 
den Bundestag gestellt.

Die Leitlinie bietet Leistungserbringern Orientie-
rungspunkte für die Gestaltung ihres Angebots 
und hilft bei den Verhandlungen mit Kostenträ-
gern. Bedeutsam für die Gemeindepsychiatrie sind 
dabei besonders die Fragestellungen, die Behand-
lungssettings durch lebensweltorientierte Hilfen 
betreffen, in denen Menschen mit Schizophrenie 
behandelt werden.
Es wird die Evidenz für die Wirksam-
keit der Integrierten Versorgung in der 
Akut- und Langzeitbehandlung überprüft. Die 
Aspekte multiprofessioneller gemeindenaher 
Teams (Community Mental Health Teams) sowie 
aufsuchender gemeindepsychiatrischer Teams (As-
sertive Community Treatment) in der Akut- und 
Langzeitbehandlung werden abgefragt. 
Bedeutsam sind des Weiteren die Wirksamkeit 
von Kriseninterventionsteams im Lebensumfeld, 
sowie die zentralen Ziele und die Vorgehenswei-
sen der verschiedenen psychotherapeutischen und 
psychosozialen Behandlungsansätze. In 2016 wur-
den Literaturrecherchen mit Suchalgorithmus und 
vorselektierten Literaturstellen zu den Themen 
„Pharmakotherapeutische und andere somatische 
Behandlungsverfahren“ und „Qualitätsmanage-
ment“ durchgeführt.
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Netzwerkarbeit. Eigenverlag Dachverband Gemeinde-
psychiatrie, Köln.

Heuchemer, Peter / Errami, Sandra: Experten aus Er-
fahrung. Menschen mit psychischen Erkrankungen als 
Mitarbeiter in Behandlungsteams. Eigenverlag Dachver-
band Gemeindepsychiatrie, Köln.

Heuchemer, Peter: Bürgerhilfe in der Gemeindepsychi-
atrie. Was leistet soziales Engagement für die Inklusion 
psychisch erkrankter Menschen? Eigenverlag Dachver-
band Gemeindepsychiatrie, Köln.

Heuchemer, Peter: Inklusion selbst in die Hand nehmen. 
Mehr Teilhabe für psychisch erkrankte Menschen durch 
Selbsthilfe in seelischen Krisen. Eigenverlag Dachver-
band Gemeindepsychiatrie, Köln.

Heuchemer, Peter: Recovery für die Seele. Das Reco-
very-Konzept und seine Bedeutung für die Inklusion 
von psychisch erkrankten Menschen. Eigenverlag Dach-
verband Gemeindepsychiatrie, Köln.

Heuchemer, Peter / Pirsig, Thomas: Zukunft gemeinsam 
gestalten. Die Jahrestagung des DV Gemeindepsychiat-
rie, in: Psychosoziale Umschau 28 (1/2016), S.15-16.

Heuchemer, Peter / Pirsig, Thomas: Blick zurück nach 
vorn. Im Juni 2016 feierte der Dachverband Gemein-
despsychiatrie, in: Psychosoziale Umschau 31 (4/2016), 
S.8-9.

Konrad Michael: Betreutes Wohnen in Familien – 
Vernachlässigte Alternative zur Heimversorgung für 
schwer psychisch erkrankte Menschen. Psychiat Prax 
2016; 43(05): S. 239 – 241.

Konrad, Michael: My home is my castle. Die Bedeutung 
des Wohnens und die Kunst, eine Wohnung zu finden. 
Treffpunkte 2016; Heft 2: S. 8-11.

Konrad, Michael: Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff 
sichert psychisch Kranken Zugang zu Leistungen. Psy-
chosoziale Umschau 2016; 31(2): S. 23.

Konrad, Michael: Salto rückwärts. Vom Bundesteilha-
begesetz zur Erneuerung des Rehabilitationsrechts. 
Psychosoziale Umschau 2016; 31(2): 29 – 32.

Konrad, Michael: Im Blickpunkt: Zwangsmaßnahmen 
in der psychiatrischen Versorgung; Psychosoziale Um-
schau 2016; 31(3): S. 22-23.

Konrad, Michael: Im Verteidigungsmodus. Das Pfle-
gestärkungsgesetz und der Referentenentwurf zum 
Bundesteilhabegesetz enttäuschen viele. Psychosoziale 
Umschau 2016; 31(3): S. 29-30.

Konrad, Michael: Bundesteilhabegesetz: jetzt sind die 
Bundesländer am Zug. Psychosoziale Umschau 2016; 
31(4): S. 28 – 29.

Konrad, Michael: Häusliche psychiatrische Krankenpfle-
ge: eine Chance, Anerkennung in der psychiatrischen 
Versorgung zu gewinnen. Psychosoziale Umschau 2016; 
31(4): S. 32.

Konrad, Michael / Becker Manfred: Im Blickpunkt: Am-
bulantisierung des Betreuten Wohnens. Psychosoziale 
Umschau 2016; 31(4): S. 26-27.

Konrad Michael u.a.: Versorgt und vergessen; Menschen 
mit psychischer Erkrankung unter 65 Jahren in Pflege-
heimen. Psychosoziale Umschau 2016; 31(4): S. 16 – 17.

Konrad, Michael / Rosemann, Matthias: Basiswissen: 
Betreutes Wohnen; Mobile Unterstützung zur Teilha-
be. Psychiatrie-Verlag, Köln.

Zechert, Christian / Kirchner, Christine: Zurück zum 
Kern und vorwärts in die Zukunft, in: Psychosoziale 
Umschau 28 (1/2016), S.43-45.

Zechert, Christian: Das Wahlrecht – kein Recht für 
alle, in: Psychosoziale Umschau 28 (1/2016), S.40.

Zechert, Christian: Vorsicht „Psychoklausel“. Rest-
schuldversicherungen und psychische Erkrankung, in: 
Psychosoziale Umschau 30 (3/2016), S. 36.

Zechert, Christian: Als Angehöriger auf dem 9. Europä-
ischen Kongress „Gewalt in der klinischen Psychiatrie“, 
in: Psychosoziale Umschau 29 (2/2016), S. 41-42.
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7.6.2 Vorträge

Faulbaum-Decke, Wolfgang: Rede zum Festakt „40 
Jahre Psychiatrie-Enquete, 40 Jahre Dachverband Ge-
meindepsychiatrie“, Köln, 15.06.2016.

Floeth, Thomas: Moderation „Symposium 1: Psychiat-
rieentwicklung – Zukunftsentwürfe“, Jahrestagung des 
Dachverbands Gemeindepsychiatrie, Köln, 16.06.2016.

Greve, Nils: Suizidalität, Angehörigengruppe Düssel-
dorf, 06.01.2016.

Greve, Nils: Die Zukunft der Psychiatrie liegt im Netz-
werk, Tagung des Dachverbands, Frankfurt am Main, 
21.01.2016.

Greve, Nils: Rahmenbedingungen für eine integrative 
Struktur von Hilfesystemen und Behandlungsangeboten 
im psychosozialen Kontext, Tagung Forum Gesund-
heitswirtschaft, Berlin, 11.02.2016.

Greve, Nils: Partizipationsorientierung als Bestandteil 
sozialpsychiatrischer Grundhaltung, Tagung „Partizipa-
tion“, Stuttgart, 02.03.2016.

Greve, Nils: NWpG und Home Treatment, LVR-Akade-
mie, Solingen, 15.03.2016.

Greve, Nils: Gemeindepsychiatrische Systeminterventi-
on: Vom NWpG-Vertrag zur Gemeindepsychiatrischen 
Basistherapie, Netzwerk Steuerungs- und Anreizsyste-
me für eine moderne psychiatrische Versorgung, Berlin, 
13.04.2016.

Greve, Nils: Finanzierung gemeindepsychiatrischer in-
tegrierter Versorgung	 Linke-Fraktion LVR, Essen, 
23.04.2016.

Greve, Nils / Floeth, Thomas: Gemeindepsychiatrische 
Systemintervention: Vom NWpG-Vertrag zur Gemein-
depsychiatrischen Basistherapie, DGPPN-Task Force 
Innovative Versorgungsformen, Berlin, 27.04.2016.

Greve, Nils: Bedürfnisangepasste Behand-
lung und Offener Dialog – auch in Deutschland	
DGSP-Fachausschuss Psychopharmaka, Bad Honnef, 
04.06.2016.

Greve, Nils: Gemeindepsychiatrische Systeminterventi-
on: Vom NWpG-Vertrag zur Gemeindepsychiatrischen 
Basistherapie, Jahrestagung des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie, Köln, 16.06.2016.

Greve, Nils: Psychopharmaka, zweitägiges Seminar	
VIA-Fortbildungsverbund, Berlin, 19.-20.05.2016.

Greve, Nils: Fallpräsentation, International Meeting on 
the Treatment of Psychosis, Kaunas, 01.09.2016.

Greve, Nils: Gemeindepsychiatrische Systeminterventi-
on: Vom NWpG-Vertrag zur Gemeindepsychiatrischen 
Basistherapie, LVR, Köln, 07.09.2016.

Greve, Nils: Aus-Blicke auf die Gemeindepsychiatrie 
– bis heute und in den nächsten Jahren, Mülheimer Kon-
takte, 14.09.2016.

Greve, Nils: Verankerung der ambulanten Psy-
chotherapie im sozialen Netzwerk des Patienten, 
Berliner Netzwerk für Psychosenpsychotherapie, Ber-
lin, 24.09.2016.
Greve, Nils: Stellungnahme des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie zum PsychVVG, Gesundheitsausschuss 
des Bundestages, Berlin, 26.09.2016.

Greve, Nils: Ganzheitliche psychiatrische Hilfen im 
Sozialraum, Tagung des Diakonischen Werks, Saarbrü-
cken, 28.09.2016.

Greve, Nils: Ambulant-aufsuchende Komplexbehand-
lung, LVR-Akademie, Solingen, 29.09.2016
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Greve, Nils: Home Treatment aus Sicht eines psycho-
sozialen Versorgungspartners der Krankenhäuser, BAG 
Psychiatrie, Göttingen, 09.11.2016.

Greve, Nils: Zusammenführung von Leistungen aus 
unterschiedlichen Sozialgesetzbüchern, DGPPN-Kon-
gress, Berlin, 25.11.2016.

Greve, Nils: Gemeindepsychiatrische Basistherapie – 
eine Perspektive für eine leitliniengerechte Behandlung 
schwerer psychischer Erkrankungen, DGPPN-Kon-
gress, Berlin, 26.11.2016.

Greve, Nils: Netzwerk psychische Gesundheit (NWpG): 
Ansätze für eine Gemeindepsychiatrische
Basistherapie, DGPPN-Kongress, Berlin, 26.11.2016.

Görres, Birgit: Moderation „Workshop II: Angebote“, 
Forum Gesundheitswirtschaft. Berlin, 11.02.2016.

Görres, Birgit: 40 x Gemeindepsychiatrie – 40 Jahre 
Dachverband, Jahrestagung des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie, Köln, 15.06.2016.

Herklotz, Kay: Begrüßung und Moderation, Jahresta-
gung des Dachverbands Gemeindepsychiatrie, Köln, 
15.06.2016.

Heuchemer, Peter: Moderation „Netzwerkgespräche 
bei seelischen Krisen - Grundlagen, Umsetzungsmög-
lichkeiten und Erfahrungen aus der Praxis“, Detmold, 
21.01.2016 

Konrad, Michael: Häusliche Psychiatrische Kranken-
pflege als qualifizierte Krisenintervention. Integration 
ehemals forensisch untergebrachter Menschen – eine 
Aufgabe für den gemeindepsychiatrischen Verbund, 
Jahrestagung des Dachverbands Gemeindepsychiatrie, 
Köln 15.06.2016.

Konrad, Michael: Landesverband der Sozialarbeiter/In-
nen im Öffentlichen Gesundheitsdienst Rheinland-Pfalz, 
16.11.2016.

Ološtiak-Brahms, Mirko: Genesung neu denken!, Jah-
restagung des Dachverbands Gemeindepsychiatrie, 
Köln, 15.06.2016.

Schulze, Gerd: Die UN-Behindertenrechtskonvention, 
Politische Akademie Tutzing, 15.01.2016.

Schulze, Gerd: Workshop „Bürgerschaftliches Engage-
ment“, Freiburger Hilfsgemeinschaft, 22.04.2016.

Schulze, Gerd: Fachtagung Nachbarschaft „Welcher 
Nachbar soll es sein“, 03.06.2016.

Schulze, Gerd: Moderation „Symposium 2: Psychiatrie-
entwicklung – Werte“, Jahrestagung des Dachverbands 
Gemeindepsychiatrie, Köln, 15.06.2016.

Schulze, Gerd: Fachgespräch mit der bagfa zum Projekt 
Menschen mit Handicap. Förderung des Engagements 
seelisch erkrankter über die Freiwilligen Zentren, 
05.07.2016.

Schulze, Gerd: Das Bundesteilhabegesetz, Psychosozia-
le Arbeitsgemeinschaft Berlin-Schöneberg, 07.09.2016.

Schulze, Gerd: Teilnahme am AK Engagement und Ge-
rechtigkeit des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches 
Engagement, Startveranstaltung zur Woche des Bürger-
schaftlichen Engagements in Deutschland, 16.09.2016.

Schulze, Gerd: Gutes Tun - Bürgerschaftliches En-
gagement in Berlin, Kooperationstagung mit der 
Beschwerdestelle für Psychiatrie in Berlin und Branden-
burg, Dachverband Gemeindepsychiatrie und Pinel im 
Haus von Pinel in Berlin-Schöneberg, 23.09.2016.

Schulze, Gerd: Workshop Bürgerschaftliches Engage-
ment, Pfalzklinikum Klingenmünster, 09.10.2016.

Schulze, Gerd: Vortrag bei gesetzlichen Betreuern zum 
BTHG in Augsburg, 29.11.2016.
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8. Öffentlichkeitsarbeit

8.1. Politische Kontakte
Im Jahr 2016 wurden weiterhin aktiv politische 
Kontakte zu Bundespolitikern aufgenommen. 
Vorstand und Geschäftsführerin sprachen mit Ver-
tretern (fast) aller Parteien (ein Gespräch mit der 
CDU konnte noch nicht realisiert werden) über 
Förderung gemeindepsychiatrischer lebenswelt-
orientierter Netzwerkarbeit. Weitere Themen 
waren der „Verbändeantrag zur Schnittstellenge-
staltung von Komplexleistungen für Familien mit 
einem erkrankten Elternteil“, die Realisierung von 
Soziotherapie, die Implikationen des Bundesteilha-
begesetzes für die Träger der Gemeindepsychiatrie 
sowie ambulante Netzwerkbehandlung und Home 
Treatment.

8.2. Website
Im Jahr 2016 wurde eine neue Website für den 
Dachverband Gemeindepsychiatrie konzipiert und 
vorbereitet. Gemeinsam mit den Partnerorga-
nisationen des Psychiatrienetzes sowie unserem 
Hosting-Dienst jweiland wurde seit 2016 am Umzug 
auf eine neue Version des Content-Management-Sys-
tems Typo3 gearbeitet.

Es wurde eine Reihe von technischen Verbesse-
rungen eingearbeitet: Man kann die Website nun 
problemlos nicht nur am PC, sondern auch auf 
dem Tablet oder dem Smartphone besuchen – die 
Darstellung passt sich dynamisch an das jeweilige 
Gerät an. Außerdem lassen sich nun YouTube-Vi-
deos und andere Multimedia-Anwendungen direkt 
auf der Seite einbetten und abspielen. 
Im neuen Kalender werden die Termine des Dach-
verbands sowie die der Mitglieder, Landesverbände 
und Kooperationspartner gesammelt. Dadurch, 
dass Ort, Veranstalter und genaue Uhrzeiten ins 
System eingetragen werden, kommen praktische 
Funktionen hinzu: So können sich Teilnehmer per 
Google Maps direkt Ort und Routenplan anzeigen 
und sich den Termin als ICS-Datei in ihren Kalen-
der eintragen lassen. Zudem kann man sich über 
eine Online-Anmeldung für die Veranstaltungen 
anmelden. 
Broschüren und andere Materialien können ab dem 
Frühjahr 2017 direkt über unseren Online-Shop 
bestellt werden.
Gleichzeitig haben wir die Gelegenheit genutzt, un-
sere Seite aufzuräumen und neu zu strukturieren. 
Im Kopfteil der Seite wurden wie bisher Vor-
stands- und Verbandsmitglieder sowie Mitarbeiter 
des Dachverbands mit Foto und Zitat eingefügt. 
Diese wurden zum Teil aktualisiert. 
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Sämtliche Mitgliederdaten wurden aktualisiert 
und sind unter www.dvgp.org/verband/mit-
glieder/mitglieder-nach-bundesland.html 
gespeichert.
Die Seite befindet sich außerdem unter einer 
neuen Adresse: Statt auf www.psychiatrie.
de/dachverband sind wir nun (vorerst) unter  
www.dvgp.org zu finden. Anfragen auf unsere 
alte URL werden automatisch auf die neue Sei-
te umgeleitet. Dieser Wechsel zu einer eigenen 
Domain – getrennt vom Psychiatrienetz – ist aus 
technischen Gründen notwendig geworden. Mit-
telfristig strebt der Dachverband jedoch an, die 
alte Domain weiter zu nutzen, um die Verbunden-
heit zum Psychiatrienetz unter www.psychiatrie.
de weiter zu betonen.

8.3. Psychiatrienetz
Das Psychiatrienetz, das gemeinsam von den Ver-
bänden Aktion psychisch Kranke (bis Ende 2015), 
BApK, Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V., 
DGSP sowie dem Psychiatrie-Verlag betrieben 
wird, ist nach wie vor die bedeutendste Internet-
plattform zu psychiatrischen Themen. Im Jahr 2016 
wurde ein Wechsel zu einer neuen Version des 
Content-Management-Systems Typo3 beschlossen 
und konzipiert. Das Psychiatrienetz bleibt als Platt-
form und Knotenpunkt der beteiligten Verbände 
erhalten, wird aktualisiert und weiter ausgebaut. 
Materialien, Artikel oder Texte zu den Inhalten 
sind herzlich willkommen. 
www.psychiatrie.de

8.4. Psychosoziale Umschau
Die PSU bietet für 
die Mitglieder des 
Dachverbands Gemein-
depsychiatrie e.V. Raum 
für die Veröffentlichung 
innovativer gemeinde-
psychiatrischer Ideen, 
Arbeitsansätze und Pro-
jekte. Für Mitglieder 
bestehen Sonderkondi-
tionen. Sie ist somit auch 
eine bewährte Plattform 

für junge und gestandene Führungskräfte der Ge-
meindepsychiatrie. Die Redaktion freut sich über 
Beiträge aus der Praxis.
www.psychiatrie-verlag.de

9. Kooperationen

9.1. AFET Bundesverband für  
       Erziehungshilfe			 

	

Im Jahr 2016 intensivierten AFET, Bundesver-
band für Erziehungshilfe, und der Dachverband 
ihre Bemühungen, eine politische Diskussion über 
die Notwendigkeit einer bundesdeutschen Sach-
verständigenkommission zu komplexen Hilfen 
für Kinder psychisch erkrankter Eltern zu initiie-
ren. Die Geschäftsführerin von AFET war zu einer 
weiteren Anhörung beim Ausschuss für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend geladen und stimmte 
sich dazu fortlaufend mit dem Dachverband Ge-
meindepsychiatrie und der KatHO Paderborn (den 
anderen federführenden Antragstellern) ab. Eine 
politische Entscheidung zum weiteren Verfahren 
steht zur Drucklegung (April 2017) noch aus.
www.afet-ev.de 

9.2.  ����Nationales Zentrum Frühe 
Hilfen

Mit dem Nationalen Zentrum Frühe Hilfen wur-
de eine engere inhaltliche Kooperation zu Hilfen 
für Kinder psychisch erkrankter Eltern vereinbart. 
Neben einer Beteiligung an unserer Tagung „Kleine 
Held(Inn)en in Not 6“ arbeitete der Dachverband 
an dem Eckpunktepapier des NZFH „Kinder von 
Eltern mit psychischen Erkrankungen im Kontext 
früher Hilfen“ mit. 
https://tinyurl.com/eckpunktenzfh
www.fruehehilfen.de
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9.3. Guttempler in Deutschland	

Der im Jahr 2015 aufgenommene Kontakt zu 
den Guttemplern zur Abklärung einer zukünfti-
gen möglichen Zusammenarbeit für „Kinder aus 
– wie auch immer – belasteten Familien“ wurde 
2016 ausgebaut. Nach dem Austausch über ak-
tuelle Projekte und Bedarfe konnte eine hohe 
Gemeinsamkeit in Anliegen und Arbeitsansätzen 
für betroffene Kinder festgestellt werden. Die Zu-
sammenarbeit wird fortgesetzt.
http://kim.guttempler.de/ 

9.4. Aktion Psychisch Kranke e.V.
Die Zusammenarbeit mit der Aktion Psychisch 
Kranke fand durch Kontakte des Vorstandes 
sowie in den Redaktionssitzungen der Psychoso-
zialen Umschau statt. Leider beendete die Aktion 
Psychisch Kranke in 2016 die langjährige Zusam-
menarbeit im Rahmen des Psychiatrienetzes.
www.apk-ev.de

9.5. ����Aktionsbündnis Seelische Ge-
sundheit

Im Jahr 2016 war der Dachverband Gemeindepsy-
chiatrie e.V., vertreten durch die Geschäftsführerin 
Birgit Görres, weiterhin in der Steuerungsgrup-
pe des Aktionsbündnisses vertreten. Neben zwei 
Steuerungsgruppensitzungen ist besonders die 
gute und professionelle Aufbereitung und journa-
listische Kommunikation gemeindepsychiatrischer 
Themen durch das Aktionsbündnis zu nennen. 
So wurden im Rahmen des Projekts Fair Media 
www.fairmedia.seelischegesundheit.net für 
einen breiten Journalisten- und Autorenverteiler 
gut aufbereitete Newsletter und Themendos-
siers erstellt. In allen Themendossiers wurden 
gemeindepsychiatrische Ansätze und Akteure des 
Dachverbands dargestellt und genannt. 

Aus Anlass des zehnjährigen Bestehens des Ak-
tionsbündnisses Seelische Gesundheit fand am 7. 
November die Jahrestagung in Berlin statt. Alle 
Mitglieder waren eingeladen, gemeinsam auf die 
erfolgreichen Stationen der letzten Jahre zurück-
zublicken und in verschiedenen Workshops neue 
Ziele und Perspektiven für die Zukunft zu entwi-
ckeln. Der Vorsitzende des Aktionsbündnisses, 
Prof. Dr. Wolfgang Gaebel, begrüßte die etwa 40 
Teilnehmer und ging noch einmal auf die Anfänge 
des Bündnisses ein, das sich aus der Anti-Stigma-Ar-
beit des Vereins „Open the doors“ entwickelt hat 
und 2006 auf dem DGPPN Kongress der Öffent-
lichkeit erstmals vorgestellt wurde. 
Prof. Wulf Rössler aus Zürich hielt eine Laudatio 
zum zehnjährigen Bestehen des Aktionsbündnis-
ses und ließ noch einmal die wichtigsten Stationen 
der letzten zehn Jahre Revue passieren. Besondere 
Highlights waren beispielsweise der WHO-Kon-
gress von 2009 und die Symposien mit der 
Bundesärztekammer zum Thema „Psychische Ge-
sundheit am Arbeitsplatz“. 
Im Anschluss stellten sich neue Mitglieder aus dem 
Aktionsbündnis vor: So sprach unter anderem Paul 
Bomke, Geschäftsführer des Pfalzklinikums (Mit-
glied im Dachverband Gemeindepsychiatrie) über 
die spannende Initiative ,,Die Pfalz macht sich 
stark - neue Wege zur Resilienz“. Die Koordina-
torin des Aktionsbündnisses, Birgit Oehmcke, gab 
einen kurzen Bericht aus der Geschäftsstelle und 
stellte das Social-Media-Projekt „Vergleichende 
Untersuchung zur Aufklärung junger Menschen in 
den sozialen Medien“ vor. Sie rief die Mitglieder 
auf, sich mit aktuellen Inhalten an der Aufklärungs-
kampagne zu beteiligen und der Facebook-Seite 
zu folgen. Am Ende des offiziellen Teils wurde die 
amtierende Steuerungsgruppe, u. a. mit Birgit Gör-
res für den Dachverband Gemeindepsychiatrie, für 
weitere vier Jahre in ihrer Arbeit bestätigt und die 
Deutsche Depressionsliga als neues Mitglied in die-
ses Gremium gewählt.
Im zweiten Teil der Veranstaltung konnten sich 
die Teilnehmer für einen der drei thematischen 
Schwerpunkte in den Workshops entscheiden. Im 
ersten Workshop ging es um die Vernetzung und 
Ansprache junger Menschen in den sozialen Medien. 
Gorden Wübbe von der Social Media Agentur fa-
mefact erklärte den Mitgliedern den Aufbau und die 
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Prozesse einer gelungenen Facebook-Kampagne. 
Im Workshop zum Thema ,,Regionale Anti-Stig-
ma-Initiativen“ ging Prof. Thomas Bock zunächst 
auf die Hamburger Initiative ,,Irre menschlich e.V.“ 
(Mitglied im Dachverband Gemeindepsychiatrie) 
ein, die von Psychiatrie-Erfahrenen, Angehörigen 
und Therapeuten getragen wird. Die Teilnehmer 
des Workshops besprachen verschiedene Aspekte 
regionaler Anti-Stigma-Projekte wie Finanzierung, 
Verbreitung und Vernetzung mit anderen Initiati-
ven.
Im dritten Workshop wurde unter Leitung von 
Prof. Gaebel der Stand des Trialogs in Deutsch-
land sowie die Umsetzung innerhalb des 
Bündnisses diskutiert. Die Teilnehmer äußerten 
sich dabei zufrieden mit der bisherigen Trialog-Ar-
beit, wünschten sich aber für die Zukunft noch 
mehr Möglichkeiten für einen persönlichen Aus-
tausch unter den Mitgliedern. 
In seinem Schlusswort betonte Prof. Gaebel, dass 
man sich künftig regelmäßiger treffen müsse. Di-
rekter Kontakt und Informationen zu den aktuellen 
Projekten sind die Basis, um gemeinsam erfolgreich 
gegen Stigmatisierung vorzugehen.

Eine weitere Erfolgsgeschichte ist auch die Woche 
der Seelischen Gesundheit, die das Aktionsbünd-
nis seit 2007 in Berlin und seit 2010 bundesweit 
koordiniert. An der neunten Berliner Woche der 
Seelischen Gesundheit unter dem Fokus „Prä-
vention und Früherkennung – eine gemeinsame 
Aufgabe“ beteiligten sich wie in den Vorjahren un-
sere Berliner Mitgliedsorganisationen sehr aktiv.
Durch eine stellvertretende Nennung des Dach-
verbands Gemeindepsychiatrie e.V. im Programm 
konnte auf die breite Beteiligung gemeindepsychiat-
rischer Träger an dieser Anti-Stigma Veranstaltung 
hingewiesen werden. 

www.seelischegesundheit.net/
veranstaltungen/rueckblick/2016/jahresta-
gung-aktionsbuendnis-2016

9.6.  ����Bundesverband Psychiatrie-
Erfahrener e.V.	

Der Bundesverband der Psychiatrie-Erfahrenen 
(BPE) ist Mitglied im Dachverband Gemein-
depsychiatrie e.V. Auch 2016 unterstützte der 
Dachverband den BPE bei der Organisation und 
Durchführung seiner Jahrestagung. Neben dem 
BPE unterstützt der Dachverband auch verschie-
dene Landesverbände Psychiatrie-Erfahrener 
sowie Angehörigenorganisationen, die Träger von 
gemeindepsychiatrischen Hilfen und Mitglied im 
Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. sind. 
www.bpe-online.de

9.7. ����Berufsverband für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie, Psy-
chosomatik und Psychothera-
pie in Deutschland

Die in den Vorjahren begonnene intensive-
re Zusammenarbeit mit dem Berufsverband der 
Kinder- und Jugendlichenpsychiater und -psy-
chotherapeuten musste leider aufgrund des 
Projektendes reduziert werden. In der Fachzeit-
schrift „Forum für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Psychosomatik und Psychotherapie“ erschien ein 
Beitrag von Birgit Görres und Thomas Pirsig zur 
Verbesserung der Behandlung von beeinträch-
tigten Kindern mit einem psychisch erkrankten 
Elternteil durch den Ausbau von Kooperationsbe-
ziehungen.
Es bestanden weiterhin gute Arbeitskontakte 
durch die Zusammenarbeit in der Steuerungs-
gruppe des Aktionsbündnisses für seelische 
Gesundheit.
www.kinderpsychiater.org/bkjpp/allgemei-
nes
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9.8. ����Bundespsychotherapeuten-
kammer

Im Jahr 2016 fanden mehrere Gespräche zur wei-
teren Kooperation und Abstimmung zwischen 
den Verbänden statt. Auch bei der Jahrestagung 
engagierte sich die BPtK als langjähriger Koope-
rationspartner. Die Notwendigkeit gemeinsamer 
ambulanter Versorgungsnetzwerke zusammen mit 
Psychotherapeuten stand dabei im Mittelpunkt 
der inhaltlichen Diskussion. Auch hier konn-
te der Kontakt durch die Zusammenarbeit in der 
Steuerungsgruppe des Aktionsbündnisses weiter 
gepflegt werden.
www.bptk.de

9.9. ����Bundesnetzwerk Bürger-
schaftliches Engagement		
		

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. ist 
Mitglied im Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement. Gerd Schulze, stellvertretender Vor-
sitzender, vertritt den Dachverband und die in 
seinen Organisationen bürgerschaftlich Engagier-
ten in Arbeitskreisen sowie Veranstaltungen des 
BBE.
Unter dem Motto "Engagement macht stark" fand 
vom 16. bis 25. September 2016 die 12. Woche 
des bürgerschaftlichen Engagements 2016 statt.
Veranstaltet wurde die Woche mit zahlreichen 
Veranstaltungen, Initiativen und Aktionen vom 
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement. 
Sie soll Motivation für freiwilliges Engagement 
schaffen und gleichzeitig zeigen, wie vielfältig und 
unverzichtbar der Einsatz von freiwillig Engagier-
ten in unserer Gesellschaft ist.
Im Rahmen der Woche des bürgerschaftlichen 
Engagements ging es in der Veranstaltung "Gut 

zu tun?! - Bürgerschaftliches Engagement in der 
psychiatrischen Versorgung" am Freitag, den 23. 
September 2016 in Berlin, um die Möglichkeiten der 
Bürgerbeteiligung bei lebensweltorientierten Hil-
fen für Menschen mit psychischen Erkrankungen. 
Zu den Referenten gehörten auch Gerd Schulze 
und Dr. Thomas Floeth, Vorstandsmitglieder des 
Dachverbands. Neben verschiedenen Vorträgen 
unter anderem zur UN- Behindertenrechtskon-
vention und zur Umsetzung des bürgerschaftlichen 
Engagements gab das Podium Impulse zu mehr bür-
gerschaftlichem Engagement in der psychiatrischen 
Versorgung in Berlin.
www.b-b-e.de

9.10. ����Paritätischer Wohlfahrtsver-
band

Zusammen mit dem Paritätischen Gesamtverband 
arbeitete der Dachverband Gemeindepsychiatrie 
2016 im Pilotprojekt „Inklusion psychisch kranker 
Menschen bewegen“, mit dem wegweisende Impul-
se zur Inklusion psychisch kranker Menschen im 
Bereich Wohnen gegeben werden sollen. Dies ge-
schieht im Dialog und in Abstimmung mit den ihm 
angeschlossenen Selbsthilfeorganisationen, den 
überregionalen Fachverbänden und den Paritäti-
schen Landesverbänden. 

Als Gastredner auf der Jahrestagung 2016 des 
Dachverbands bestärkte Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, 
Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands, 
den Dachverband in seiner Orientierung an den 
Zielen der Psychiatrie-Enquete und der UN-BRK. 
Als Hauptziel definierte er: 

„Im Ergebnis soll Gesundheitspolitik dafür sorgen, 
dass jeder Mensch mit einem Gesundheitspro-
blem zur richtigen Zeit den richtigen Eingang in 
die Versorgung findet und dort auf integrierte und 
nutzerfreundlich vernetzte Strukturen trifft, in de-
nen gut ausgebildete und motivierte Fachkräfte 
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auf wissenschaftlicher Basis unter ergebnisorien-
tierten Anreizen und mit geeigneter Technologie, 
respektvoll und ressourcenorientiert diagnosti-
zieren, therapieren, rehabilitieren, pflegen und 
unterstützen.“

Der Dachverband unterstützte die Kritik des 
Paritätischen am Referentenentwurf zum Bun-
desteilhabegesetz, welche in einer ausführlichen 
Stellungnahme dargelegt wurde. 
Außerdem unterstützten der Dachverband und 
zahlreiche Mitglieder die Protestaktion des Pari-
tätischen unter dem Motto „Bundesteilhabegesetz 
– So nicht! Nennt mich ruhig behindert, aber hal-
tet mich nicht für blöd!“. 
www.der-paritätische.de

9.11. ����Deutsche Gesellschaft für  
Soziale Psychiatrie e.V.

Mit der DGSP bestanden im Berichtsjahr Kontakte 
über diverse Arbeitskreise. Beide Verbände arbei-
teten u. a. gemeinsam an den Stellungnahmen des 
Kontaktgesprächs Psychiatrie mit und intensivier-
ten ihren fachlichen Dialog auf Mitarbeiter- und 
Vorstandsebene. 
Weiterhin sind der Dachverband Gemeinde-
psychiatrie e.V. und die DGSP seit vielen Jahren 
gemeinsam in der Redaktion des Psychiatrienetzes 
vertreten. 
www.dgsp-ev.de

9.12. ����Deutsche Gesellschaft 
für Psychiatrie und                 
Psychotherapie, Psychoso-
matik und Nervenheilkunde

Das  Symposium des Dachverbands Gemein-
depsychiatrie e.V. beim DGPPN Kongress 2016  
hatte den Titel: „Gemeindepsychiatrie gestaltet 
Zukunft. Netzwerke Psychiatrischer Kliniken und 
Gemeindepsychiatrie, Soziotherapie, Häusliche 
Psychiatrische Pflege und Gemeindepsychiatrische 
Basistherapie“ und wurde von ca. 40 engagierten 
TeilnehmerInnen besucht – für den Termin Sams-
tagmorgen um 10 Uhr am letzten Kongresstag 
eine respektable Teilnehmerzahl. Da die Münch-
ner KollegInnen ihre Teilnahme absagen mussten, 
hat unser Vorstandsmitglied Nils Greve den wich-
tigen Part „Vernetzung von Gemeindepsychiatrie 
und Kliniken“ in seinem Vortrag mit übernom-
men. Hauptbestandteil seines Vortrags war die 
ambulante Komplexbehandlung in Form der Ge-
meindepsychiatrischen Basistherapie – dieses 
Thema war zu diesem Zeitpunkt besonders aktu-
ell, da es die Grundlage unseres Antrags für den 
Innovationsfonds bildete. Dr. Norbert Mönter, 
Berlin, stellte unter dem Titel „Niedergelassene 
Fachärzte und ambulante Komplexbehandlung: 
neue Perspektiven intensivierter Kooperation am 
Beispiel der Soziotherapie“ das Ärztenetzwerk 
vor, dass in seiner Form einzigartig in Deutschland 
ist. Unser Vorstandsmitglied Dr. Michael Konrad 
erläuterte in seinem Vortrag „Psychiatrische Pfle-
ge als qualifizierte Krisenintervention“, welche 
neuen Möglichkeiten es im Rahmen der Ambu-
lanten Psychiatrischen Pflege gibt. Koordination 
und Sitzungsleitung hatte Thomas Pirsig, Referent 
Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 

Im Jahr 2017 findet der DGPPN-Kongress als 
Weltkongress statt. Auch bei dieser Veranstaltung 
wird es wieder ein eigenes Symposium des Dach-
verbands Gemeindepsychiatrie e.V. geben.
www.dgppn.de

Demo BTHG, Kiel, Foto:Clauda Sievert, Brücke Schleswig-Holstein
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9.13.  ����European Community based 
Mental health Service provi-
ders Network - EuCoMS

Im April 2016 wurde in Heiloo, Niederlande, von 
Vertretern 17 europäischer Länder sowie der USA 
das Europäische Netzwerk der Träger gemeinde-
basierter psychiatrischer Versorgung gegründet. 
Der Dachverband Gemeindepsychiatrie war durch 
Birgit Görres bei der Gründungsversammlung und 
der anschließenden Diskussion vertreten. EuCoMS 
verfolgt das Ziel, die Träger ambulanter gemein-
depsychiatrischer Arbeit auf europäischer Ebene 
zu vernetzen, ihren Anliegen in der europäischen 
Politik mehr Gehör zu verschaffen, sowie den fach-
lichen Austausch über Ländergrenzen hinweg zu 
fördern.
Im Folgenden finden Sie einen Auszug aus dem 
Grundsatzpapier von EuCoMS (übersetzt aus dem 
Englischen):

Gemeinsame Bestrebungen
Das Betätigungsfeld des Netzwerks erstreckt sich 
auf gemeindebasierte psychiatrische Angebote zur 
Prävention, Behandlung und Genesung psychisch 
erkrankter Menschen. Dies schließt keine Orga-
nisationen und Netzwerke aus, die sich zusätzlich 
um die Belange anderer gefährdeter gesellschaftli-
cher Gruppen kümmern. 
Die Partner in EuCoMS verfolgen die folgenden 
Ziele:
•	 Erstellung eines Kriterienkatalogs, der gemein-

debasierte psychiatrische Arbeit definiert.
•	 Bestandsaufnahme der verschiedenen Bedarfe 

von Gemeinden und Individuen.
•	 Bestandsaufnahme der gemeindebasierten 

psychiatrischen Träger, die diese Bedarfe ad-
ressieren sollen.

•	 Angemessene europäische, nationale, re-
gionale und kommunale Gesetzgebungen, 
entsprechendes politisches Handeln und realis-
tische Finanzierung um die Bedarfe zu erfüllen.

•	 Förderung von Strukturen, die den Aufbau 
und die Verbesserung von gemeindebasierten 
Diensten unterstützen.

Aktivitäten
Um die genannten Ziele zu erreichen, plant sich 
EuCoMS wie folgt zu engagieren:
1. Gemeindebasierte psychiatrische Versor-
gung definieren
•	 Vereinbarungen zu den grundlegenden Prin-

zipien gemeindebasierter psychiatrischer 
Versorgung.

Gemeinsame Werte von EuCoMS
Mitwirkende im Netzwerk teilen die folgenden 
Werte und Prinzipien und handeln dementspre-
chend:
•	 Die Versorgung richtet sich auf die Stär-

kung der NutzerInnen aus. Sie unterstützt 
Selbstbestimmung, Recovery und eine an-
wenderbezogene Behandlung, unabhängig 
von den Symptomen und Beeinträchtigungen 
der Menschen. NutzerInnen der Versor-
gungsangebote sollen dazu in der Lage sein, 
ein Leben in der Gemeinschaft zu führen.

•	 Menschen mit psychischen Beeinträchtigun-
gen und ihre Angehörigen werden aktiv in 
die Planung, Entwicklung und Durchführung 
der Versorgung miteinbezogen. NutzerIn-
nen und Profis sind jeweils auf ihre Weise 
Experten in Sachen Genesung und treffen 
gemeinsam Entscheidungen.

•	 Leistungen beschränken die Betroffenen so 
wenig wie möglich. Stationäre Behandlungen 
sind nur als letztes Mittel einzusetzen, wenn 
alle gemeindebasierten Behandlungsalterna-
tiven ausgeschöpft sind.

•	 In der Behandlung werden die (Menschen-) 
Rechte der Betroffenen respektiert und ge-
schützt.

•	 Im Rahmen der Behandlung werden seelische 
und körperliche Gesundheitsfürsorge sowie 
Beschäftigungsmöglichkeiten, Ausbildung und 
Unterbringung in guter Qualität angeboten. 
Träger streben danach, ausschließlich fähige 
Profis (Peer-Experten, Psychologen, Psych-
iater) anzustellen, die gemäß dem aktuellen 
Wissensstand im Bereich „Seelische Gesund-
heit“ arbeiten.

•	 Angebote sind leicht zugänglich und ermög-
lichen eine dauerhafte Behandlung in lokalen 
Netzwerken.

•	 Träger berichten öffentlich über ihre Metho-
den und erzielten Ergebnisse.
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•	 Vereinbarungen über die Methodik zur Be-
stimmung von Bedarfen der Bevölkerung an 
gemeindebasierter psychiatrischer Versor-
gung.

•	 Vereinbarungen über Dienste und Leistungsstu-
fen zur Deckung der Bedarfe von Gemeinden.

•	 Vereinbarungen über Indikatoren zur Evaluati-
on von Leistungen. Sind Bedarfe von Individuen/
der Gemeinde gedeckt? (Indikatoren in den 
Bereichen Schule, Arbeit, Einkommen, Sicher-
heit, Kosten somatischer Gesundheitsfürsorge 
und klinische Ergebnisse).

2. Bestreben nach vollständiger Umsetzung 
von gemeindebasierter psychiatrischer Ver-
sorgung
•	 Eintreten für das universelle Recht auf Zugang 

zu gemeindebasierter psychiatrischer Versor-
gung in der Europäischen Union.

•	 Empfehlung an die Europäische Kommission 
und die Mitgliedsstaaten, gemeindebasierte 
psychiatrische Versorgung gemäß den Model-
len des Netzwerks zu implementieren.

•	 Identifikation der Diskrepanz zwischen der er-
wünschten und tatsächlichen Situation in den 
jeweiligen Regionen / Ländern.

•	 Empfehlung an die Europäische Kommission 
und die Mitgliedsstaaten, bei Gesetzesvor-
haben und politischem Handeln immer die 
Konsequenzen für die Zugänglichkeit und 
Leistbarkeit einer qualitativ hochwertigen psy-
chiatrischen Versorgung mitzudenken.

3. Austausch von Wissen und Erfahrungen 
in der psychiatrischen Versorgung sowie 
Entwicklung und Aufbau gemeindebasier-
ter psychiatrischer Versorgung
•	 Klärung rechtlicher Grundlagen, Finanzie-

rungsmöglichkeiten, Führung, Steuerung und 
öffentliche Angelegenheiten.

•	 Dienstleistungsmodellen, Arbeitskräfteent-
wicklung (zusammen mit Peer-Erfahrungen), 
Samlung von Best-Practice-Beispiele.

•	 Innovative Herangehensweisen und For-
schungsergebnisse.

•	 Zusammenarbeit mit Partnern aus Bildung, Ar-
beit, Recht, Wohnen etc.

4. Unterstützung existierender Angebote 
psychiatrischer Versorgung, um sie (noch) 
gemeindeintegrierter zu machen
•	 Fortbildungen vor Ort und bei Bedarf, um Be-

fähigungen zu erlernen.
•	 Austauschprogramme zwischen verschiedenen 

Trägern organisieren.
•	 Einrichtung von digitalen Sammlungen zu 

Good-Practice-Modellen für Leistungen und 
Organisation.

Mehr Informationen zu EuCoMS und europäische 
Themen finden Sie auf unserer Website unter: 
www.dvgp.org/themen-engagement/euro-
paeische-vernetzung.html

9.14. ����Forum Gesundheitswirt-
schaft

Unter dem Tagungsthema „Anspruch trifft auf Re-
alität – Psychosoziale Versorgung und Ökonomie“ 
trafen sich bei der letztjährigen Veranstaltung Ent-
scheider und Leitungskräfte aus unterschiedlichen 
Bereichen der psychiatrischen Versorgung in der 
ver.di-Zentrale in Berlin. 

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie war – wie 
in den Vorjahren – zusammen mit drei seiner Mit-
gliedsorganisationen, Mitveranstalter. 

Die Themen der von ihm gestalteten Workshops 
bezogen sich auf Alternativen zur Regelversorgung 
sowie auf die Reform der Eingliederungshilfe. Re-
ferenten waren Vertreter des Vorstands sowie 
einiger Mitglieder.

www.fachtagung-psychiatrie.org/id-2015-ko-
pie.html
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9.14. Kontaktgespräch Psychiatrie

Das „Kontaktgespräch Psychiatrie“ ist das Gremium 
aller sozialpsychiatrischen Verbände / Fachrefera-
te der Wohlfahrtsverbände auf Bundesebene, bei 
dem der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. 
kontinuierlich vertreten ist. Die Mitgliedsorgani-
sationen des „Kontaktgesprächs Psychiatrie“ sind 
neben dem Dachverband:

• Aktion Psychisch Kranke 
• AWO Bundesverband 
• BAG Gemeindepsychiatrische Verbünde
• Bundesverband Angehöriger psychisch Kranker
• Bundesverband evangelische Behindertenhilfe 
• Bundesverband Psychiatrie-Erfahrener
• Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie 
• Diakonisches Werk der EKD 
• Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie 
• Deutsches Rotes Kreuz
• DGPPN, Referat Gemeindepsychiatrie
• Paritätischer Gesamtverband

9.15. ����Gedenkveranstaltung T4-Op-
fer nicht vergessen -  
Erinnern, Forschen,  
Gedenken

Mindestens 260.000 Menschen wurden während 
der Zeit des Nationalsozialismus wegen ihrer Be-
hinderung ermordet, 400.000 weitere wurden 
zwangssterilisiert. An diese Patientenmorde erin-
nert die jährlich am ersten Septemberwochenende 
stattfindende Gedenkveranstaltung „T4-Opfer nicht 
vergessen“, die vom Kontaktgespräch Psychiatrie 
organisiert wird. Die letztjährige Veranstaltung und 
ihre Beiträge wurden überwiegend von durch Be-
hinderung betroffene Menschen gestaltet. Neben 
dem Bezirksbürgermeister begrüßte die Behin-
dertenbeauftragte der Bundesregierung, Verena 
Bentele, die Anwesenden. In ihrem Redebeitrag be-
tonte sie eindrücklich: „Wenn wir begreifen, dass 
Menschen vergast oder vergiftet wurden oder dass 
man sie verhungern ließ, weil sie angeblich wertlos 
waren, dann erkennen wir, was aus einer Gesell-
schaft wird, wenn sie Menschenwürde mit Füßen 
tritt und Anderssein nicht zulässt.“                            

Birgit Görres legte für den Dachverband Gemein-
depsychiatrie einen Kranz nieder.

9.16. Mental Health Europe

 

Mental Health Europe ist ein Zusammenschluss 
von gemeindepsychiatrischen Trägern, sozialpsy-
chiatrischen Fach- und Berufsverbänden sowie 
einiger Bürger- und Selbsthilfeorganisationen auf 
europäischer Ebene. Es hat einen Schwerpunkt auf 
menschenrechtlichen und antidiskriminierenden 
Themen und pflegt gute Kontakte zu Gesundheits-
politikern im Europäischen Parlament. Im Rahmen 
eigener Projekte arbeitet MHE für die Europäische 
Kommission. Der Dachverband, vertreten durch 
Geschäftsführerin Birgit Görres, ist als deutsche 
Vertretung der Gemeindepsychiatrie in den Vor-
stand gewählt.

Im Berichtsjahr fanden zwei Vorstandssitzungen, 
eine Mitgliederversammlung sowie eine inhaltliche 
Veranstaltung statt. Aktuelle Basis aller Aktivitäten 
von Mental Health Europe ist die Umsetzung der 
UN-BRK. Auf EU-Ebene wird die UN-BRK durch 
die Europäische Strategie zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen 2010 bis 2020 umgesetzt. 
Diese Strategie umfasst acht Handlungsschwer-
punkte auf EU-Ebene: Zugänglichkeit, Teilhabe, 
Gleichstellung, Beschäftigung, allgemeine und be-
rufliche Bildung, sozialer Schutz, Gesundheit und 
Maßnahmen im Außenbereich.
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Im Berichtsjahr wurde unter anderem ein Po-
sitionspapier zur seelischen Gesundheit von 
Flüchtlingen veröffentlicht. Im November fand ein 
Meeting in Belgien zum 40-jährigen Bestehen von 
„Hand in Hand“ in Gent statt.

Alle interessierten Organisationen und Einzel-
personen können Mitglied bei MHE werden. Der 
Newsletter kann aboniert werden unter: 
www.mhe-sme.org 

Deutsche Gruppe MHE
Die Deutsche Gruppe von MHE besteht seit 2013. 
Es sind neben dem Dachverband das Pfalzklinikum 
Klingenmünster, die DGSP, die BZGA, die Bundes-
psychotherapeutenkammer und Dr. Inge Schöck als 
individuelles Mitglied. Im Jahr 2016 gab es ein Tref-
fen der deutschen Gruppe MHE zur Abstimmung 
von Aktivitäten und Interessen. Dies mündete in 
der Organisation eines Workshops der Deutschen 
Gruppe in Köln.
Der von MHE unterstützte Workshop hatte zum 
Ziel, die Schnittmengen der Themen und Wünsche 
zu klären, die mit dem jeweiligen Engagement bei 
MHE verbunden ist.

Bisher werden die Ziele der Europäischen Arbeit 
in zehn gemeinsamen Arbeitsprinzipien der deut-
schen MHE-Sektion beschrieben:
1.	 Multiprofessionelle, ambulante Versorgung 

etablieren.
2.	 Schnellen Zugang zu ambulanter psychothera-

peutischer Behandlung sichern. 
3.	 Systemgrenzen überwinden.
4.	 EU Plattform für Innovation bilden.
5.	 Gesundheit am Arbeitsplatz sichern und för-

dern.

6.	 Lebensweltorientierung, Recovery, Nutzer-
rechte initiieren.

7.	 Diversitäten zulassen (Wahlmöglichkeiten).
8.	 Niederschwellige Beratungsangebote für Kri-

sen schaffen.
9.	 „Missing Link“ - Was brauchen Bürger – iden-

tifizieren.
10.	 Wirtschaftliche Unabhängigkeit sichern.

Im Europäischen Engagement der deutschen 
MHE-Mitgliedsorganisationen zeigen sich neben 
den gemeinsamen Zielen auch Unterschiede: sie 
gehen auf unterschiedliche Perspektiven und un-
terschiedliche Schwerpunkte in Bezug auf die 
Wertorientierungen von MHE und deren aktuel-
le strategische Prioritäten (menschenrechts- und 
recovery-orientierter Ansatz und Gleichstellung) 
zurück.
Ziel des Workshops war es, die Gemeinsamkeiten 
zu vertiefen und verschiedene Akzentsetzungen zu 
beschreiben. 

9.17. ����Fachausschüsse Inklusions-
beirat

Der zentrale Grundsatz der UN-Behinderten-
rechtskonvention lautet: „Nichts ohne uns über 
uns“. Ganz in diesem Sinne ist die Staatliche Koor-
dinierungsstelle mit Vertreterinnen und Vertretern 
der Zivilgesellschaft, insbesondere von Verbänden 
von Menschen mit Behinderung, besetzt. Die Auf-
gabe der Koordinierungsstelle ist die langfristige 
und strategische Begleitung der Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention. Sie besteht aus 
einem Inklusionsbeirat und Fachausschüssen zu 
verschiedenen Themenschwerpunkten und ist an-
gesiedelt bei der Beauftragten der Bundesregierung 
für die Belange von Menschen mit Behinderungen.
Der Inklusionsbeirat bildet das oberste Entschei-
dungsgremium der Koordinierungsstelle. Den 
Vorsitz hat die Beauftragte der Bundesregierung 
für die Belange von Menschen mit Behinderungen. 
Drei Fachausschüsse unterstützen den Inklusions-
beirat und arbeiten ihm zu:

Fachausschuss 1: Barrierefreiheit
Fachausschuss 2: Kommunikation und Medien
Fachausschuss 3: Freiheits- und Schutzrechte

Teilnehmer der Deutschen Gruppe MHE zusammen mit Alva Finn (3.v.re.) 
und Josee van Remortel (2.v.re) Mental Health Europe, Brüssel 
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10.  ����Weitere Krankenkassen 
projekte

10.1 ����Online-Hilfeatlas Gemeinde-
psychiatrie

Die Website des Dachverbandes Gemeindepsych-
iatrie www.psychiatrie.de/dachverband wird von 
einer breiten Zielgruppe genutzt und ist inzwi-
schen ein Informationsmedium nicht nur für Träger 
ambulanter Hilfen, sondern auch für Menschen mit 
psychischen Erkrankungen geworden, die nach In-
formations-, Hilfs- und Unterstützungsangeboten 
suchen. Im aktuellen Projekt wird mit Förderung 
der DAK eine Website als „Online-Hilfeatlas“ 
die regionalen Unterstützungsmöglichkeiten für 
psychisch erkrankte Menschen nutzerfreund-
lich darstellen. Der Hilfeatlas der bundesweiten 
ambulanten psychiatrischen Hilfen wurde als Map-
CMS-Seite programmiert und als Link auf die 
Website des Dachverbandes Gemeindepsychiatrie 
gesetzt. Dieses Content Management System bietet 
die Möglichkeit, Adressen und verknüpfte Angaben 
aus einer Datenbank auf einer Google-Maps-Karte 
darzustellen. Der Dachverband machte hierzu be-
reits sehr positive Erfahrungen im Rahmen seines 
Projekts von 2012/2013 „Projekteatlas: Hilfen für 
Kinder psychisch kranker Eltern“.
Die umfassende Recherche nach aktuellen Hilfe- 
und Kontaktdaten und der Aufbau der hinter dem 
Hilfeatlas hinterlegten Datenbank waren ursprüng-
lich auf zwei Jahre angelegt.
Die vielfältigen Angebote der Mitglieder des Dach-
verbands wurden seit 2015 recherchiert und in die 
Datenbank eingetragen. Außerdem wurde allen 
Verbandsmitgliedern eine detaillierte Anleitung zu-
gesendet, die erklärt, wie sie ihre Angebote selbst 
einstellen können.
Der Online-Atlas ist seit Herbst 2015 unter der 

Adresse http://dvgp.mapcms.de zu 
finden.
Im Jahr 2016 wurde eine umfassende 
Recherche der Angebote der Mit-
gliedsorganisationen im Dachverband 
Gemeindepsychiatrie vorgenommen und 
im Frühjahr 2017 in den Online-Atlas 
eingetragen. 

gefördert durch: 

An den Fachausschüssen nehmen unter anderem 
Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft und 
Wissenschaft sowie von Gewerkschaften, Wohl-
fahrtsverbänden, Kirchen, Kostenträgern und 
Leistungserbringern teil. Die Mitglieder des Inklu-
sionsbeirats und der Fachausschüsse wurden für 
die Dauer einer Legislaturperiode berufen. In dem 
Fachausschuss 2 (Mirko Ološtiak-Brahms, Birgit 
Görres) und 3 (Wolfgang Faulbaum-Decke, Dr. 
Michael Konrad) arbeiten Vertreter des Dachver-
bands Gemeindepsychiatrie mit. 

Die Fachausschüsse wirken dabei in zwei Richtun-
gen: Zum einen tragen sie über den Inklusionsbeirat 
Ideen und Vorschläge zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention in Deutschland an die 
politisch Verantwortlichen heran. Zum anderen 
setzen sich die Mitglieder der Fachausschüsse für 
eine Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention in ihren eigenen Institutionen und deren 
Wirkungskreisen sowie der breiteren Zivilgesell-
schaft ein. Ist eine Maßnahme oder eine Aktivität 
durch einen Fachausschuss erarbeitet, erhält der 
Inklusionsbeirat die Möglichkeit, zum Ergebnis eine 
Rückmeldung zu geben und Anpassungen anzure-
gen. Nach Zustimmung durch den Inklusionsbeirat 
können die erarbeiteten Maßnahmen veröffent-
licht beziehungsweise umgesetzt werden.
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11. Mitgliedschaften

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. ist Mitglied in folgenden Organisationen: 

	 	

	 	

	 	

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. ist auf nationaler und europäischer Ebene mit vielen Fachor-
ganisationen vernetzt und in die Entwicklungen der De-Institutionalisierung von Psychiatrie hin zu 
gemeindepsychiatrischen Hilfen mit eingebunden.

Der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. ist unabhängig von industriellem Sponsoring und erkennt die 
„Leitsätze der Selbsthilfe im Gesundheitswesen“ der BAG Selbsthilfe an.

Köln, im März 2017

	                                            
Wolfgang Faulbaum-Decke     	                                                    Birgit Görres
Vorsitzender 				                                           Geschäftsführerin

Kontaktgespräch Psychiatrie

EuComs



52

Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V.� Tätigkeitsbericht 2016

Antistigmakampagne  
„Teilhabe und Arbeit für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen“

Der Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. hat im Jahr 2016 im Rahmen einer einjährigen Antistig-
makampagne Plakate und Postkarten gemeinsam mit ExInnlern und Angehörigen entwickelt. 

Die druckfähigen Dateien der Postkarten und Plakate werden freundlicherweise vom Landesverband Meck-
lenburg-Vorpommern für Dachverbandsmitglieder zur freien Nutzung zur Verfügung gestellt.Bei Interesse 
setzen Sie sich bitte mit der Geschäftsstelle des Dachverbands unter dachverband@psychiatrie.de in Ver-
bindung.
Weitere Informationen zum Projekt unter www.antistigma-mv.de

Nicht mehr alle Latten am Zaun?

 

... eröffnet neue Perspektiven!

Experienced –  
lnvolvement

Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
der Angehörigen und Freunde

psychisch Kranker e.V.

www.antistigma-mv.de

Wer ein Rad ab hat ...

 

... kommt zum Innehalten!

Experienced –  
lnvolvement

Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
der Angehörigen und Freunde

psychisch Kranker e.V.

www.antistigma-mv.de

Eine Macke zu haben ...

 

Experienced –  
lnvolvement

Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
der Angehörigen und Freunde

psychisch Kranker e.V.

www.antistigma-mv.de

... gilt ja auch als Zeichen für Qualität!

Nicht mehr alle Tassen im Schrank?

 

Experienced –  
lnvolvement

Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
der Angehörigen und Freunde

psychisch Kranker e.V.

www.antistigma-mv.de

... schafft Raum für neue Ideen!

v
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Postkarten zur Kampagne 
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